— 131 — 
Geſetz-Sammlung 
für die 


Koͤniglichen Preußiſchen Staaten. 


Nr. 24. 


Inhalt: Geſetz, betreffend die Zwangsvollſtreckung in das unbewegliche Vermögen, S. 131. — Geſetz, betreffend 
die Gerichtskoſten bei Zwangsverſteigerungen und Zwangsverwaltungen von Gegenſtänden des unbeweglichen 
Vermögens, S. 189. — Bekanntmachung der nach dem Geſetz vom 10. April 1872 durch die 
Regierungs⸗Amtsblätter publizirten landesherrlichen Erlaſſe, Urkunden de., S. 194. 


(Nr. 8949.) Geſetz, betreffend die Zwangsvollſtreckung in das unbewegliche Vermögen. Vom 
13. Juli 1883. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 


verordnen, unter Zuſtimmung der beiden Häuſer des Landtags, für den Geltungs- 


bereich der Grundbuchordnung vom 5. Mai 1872, was folgt: 


J. 1 
In Anſehung der Zwangsvollſtreckung gehören zum unbeweglichen Vermögen: 
1) Grundſtücke, 
2) verliehene Bergwerke, unbewegliche Bergwerksantheile und die ſelbſt⸗ 


ſtändigen Kohlenabbau-Gerechtigkeiten in den vormals Sächſiſchen Landes- 
theilen (Bergwerkseigenthum), 


3) ſolche Schiffmühlen und ſelbſtſtändige Gerechtigkeiten, welche die Eigen⸗ 
ſchaft unbeweglicher Sachen haben, außer den unter Nr. 2 bezeichneten, 
4) Kauffahrteiſchiffe und nach Maßgabe des in den einzelnen Landestheilen 
geltenden Rechts andere zur Frachtſchifffahrt beſtimmte Schiffsgefäße. 
Zu der Immobiliarmaſſe gehören auch diejenigen beweglichen Gegenſtände, 
auf welche das bezüglich eines unbeweglichen Gegenſtandes beſtehende Pfand⸗ 
oder Vorzugsrecht kraft Geſetzes ſich miterſtreckt. 
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Ausgegeben zu Berlin den 23. Auguft 1883. 


Bar ya 
Erſter Abſchnitt. 
Zwangsvollſtreckung in Grundſtuͤcke. 


Erſter Titel. 
Allgemeine Beſtimmungen. 
§. 2. 

Die Zwangsvollſtreckung in Grundſtücke erfolgt: 

1) durch Eintragung der vollſtreckbaren Forderung in das Grundbuch, 

2) durch Zwangsverſteigerung, 

3) durch Zwangsverwaltung. 

Der Gläubiger kann nach ſeiner Wahl eine dieſer Maßregeln oder mehrere 
derſelben neben einander ausführen laſſen. 

Die Eintragung in das Grundbuch und die Zwangsverwaltung erfolgen 
auch zur Vollziehung eines Arreſtbefehles. 

Die geſetzlichen Vorſchriften, nach welchen die Zwangsverſteigerung wegen 
gewiſſer Forderungen nicht erfolgen darf, bleiben beſtehen. 


$. 3. 

Die Entſcheidung über den Antrag, nach Maßgabe des $. 756 der Civil⸗ 
prozeßordnung ein Gericht zum Vollſtreckungsgericht zu beſtellen, kann ohne vor- 
gängige mündliche Verhandlung erfolgen. 

Der Beſchluß iſt von Amtswegen zuzuſtellen. 

Eine Anfechtung des Beſchluſſes, durch welchen das Vollſtreckungsgericht 
beſtellt wird, findet nicht ſtatt. 


In dem Verfahren der Zwangsverſteigerung und der Zwangsverwaltung 

kommen bei Zuſtellungen folgende Vorſchriften zur Anwendung: 

1) Hat der Betheiligte zu den Grundakten die Beſtellung eines Vertreters 
zur Empfangnahme von Zuſtellungen angezeigt, ſo kann die Zuſtellung 
an dieſen auch dann erfolgen, wenn der Wohnort des Betheiligten 
bekannt iſt. 

2) Fehlt dem Betheiligten die Fähigkeit, ſelbſtſtändig vor Gericht auf 
utreten, ſo genügt, falls ſein Vertreter oder deſſen Wohnort zu den 
Vollſtrekungsakten nicht bekannt geworden iſt, die Zuſtellung an die 
vormundſchaftliche Behörde, für juriſtiſche Perſonen an die Aufſichts⸗ 
behörde. 

3) Wohnt derjenige, an welchen die Zuſtellung erfolgen ſoll, weder am 
Orte des Vollſtreckungsgerichts, noch innerhalb des Bezirks deſſelben, 
fo erfolgt die Zuſtellung durch Aufgabe zur Poſt ($$. 161, 175 der 
Civilprozeßordnung), ſo lange nicht die Beſtellung eines in jenem Orte 
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oder Bezirke wohnhaften Prozeßbevollmächtigten oder Zuſtellungs⸗ 
bevollmächtigten zu den Akten angezeigt iſt. Die Poſtſendung iſt mit 
der Bezeichnung: „Einſchreiben“ zu verſehen. 

4) Iſt weder aus einer zu den Vollſtreckungsakten gemachten Mittheilung 
des Grundbuchrichters ($. 19), noch aus einer Anzeige des Betheiligten 
der Wohnort des Letzteren oder ſeines Vertreters zu erſehen, oder ſtellt 
ſich bei einer nicht durch Aufgabe zur Poſt bewirkten Zuſtellung heraus, 
daß der Betheiligte an dem angegebenen Wohnorte nicht wohnt, oder 
geſtorben iſt, ſo erfolgen die Zuſtellungen, wenn ſie nicht nach Nr. 2 
an eine vormundſchaftliche Behörde oder eine Aufſichtsbehörde bewirkt 
werden, an einen von dem Vollſtreckungsgericht dem Betheiligten oder 
deſſen Rechtsnachfolgern zur Empfangnahme von Zuſtellungen zu be⸗ 
ſtellenden beſonderen Vertreter. 

5) Kommt nach einer Zuſtellung durch Aufgabe zur Poſt die Poſtſendung 
als unbeſtellbar zurück, ſo hat das Vollſtreckungsgericht auf Anzeige 
des mit der Zuſtellung beauftragten Gerichtsvollziehers dem Betheiligten 
oder deſſen Rechtsnachfolgern einen beſonderen Vertreter zur Empfang⸗ 
nahme von Zuſtellungen zu beſtellen und dieſem die zurückgekommene 
Sendung auszuhändigen. 


6) So lange der Betheiligte oder deſſen geſetzlicher Vertreter nicht derart 
ermittelt iſt, daß die Zuſtellung an ihn erfolgen kann, erfolgen alle 
Zuſtellungen an den nach den Vorſchriften Nr. 4, 5 beſtellten Vertreter. 


Dem nach den Vorſchriften Nr. 4, 5 beſtellten Vertreter liegt die Er⸗ 
mittelung und Benachrichtigung des Betheiligten ob. Derſelbe erhält von dem Be⸗ 
theiligten außer dem Erſatze ſeiner baaren Auslagen eine vom Gerichte feſtzuſetzende 
Vergütung für ſeine Thätigkeit. 

Die Vorſchriften der Nr. 1 bis 6 find bei der Zuſtellung der Einleitungs- 
und Beitrittsbeſchlüſſe an den Schuldner nicht anzuwenden, in der Beſchwerde— 
inſtanz nur bei der Zuſtellung eines den Zuſchlag in der Zwangsverſteigerung er- 
theilenden Urtheils. 


. 5. 


Der Gläubiger, welcher für eine auf dem Grundſtück eingetragene Forde⸗ 
rung einen Titel zur Zwangsvollſtreckung in das Grundſtück hat, kann im Rechts- 
wege und durch Anträge bei dem Grundbuchrichter das dem Eigenthümer zuſtehende 
Recht auf Löſchung voreingetragener Poſten inſoweit geltend machen, als es ſich 
nicht um rechtsbeſtändige Hypotheken oder Grundſchulden handelt, welche auf den 
Eigenthümer übergegangen ſind. Derſelbe iſt auch berechtigt, in den Fällen der 
$$. 103, 104 der Grundbuchordnung vom 5. Mai 1872 (Geſetz-Samml. S. 446) 
an Stelle des Eigenthümers das Aufgebot der auf dem Grundſtück voreingetragenen 
Poſten, deren Tilgung er behauptet, und nach Erlaß des Ausſchlußurtheils die 
Löſchung der Poſten zu betreiben. 

(Nr. 8949.) 27* 


— 134 — 


Der Gläubiger, welcher auf Grund der vorſtehenden Beſtimmung einen 
dem Eigenthümer zuſtehenden Anſpruch durch Klage verfolgt, iſt verpflichtet, dem 
Eigenthümer gerichtlich den Streit zu verkünden, ſofern nicht eine Zuſtellung im 
Ausland oder eine öffentliche Zuſtellung erforderlich wird. Das Aufgebot iſt dem 
Eigenthümer mitzutheilen. 


Zweiter Titel. 
Eintragung im Grundbuche. 


$. 6. 

Eine vollſtreckbare Geldforderung, deren Betrag in geſetzlicher Währung 
beſtimmt iſt, wird auf Antrag des Gläubigers als Hypothek eingetragen, wenn 
der Schuldner im Grundbuche als Eigenthümer eingetragen iſt oder feine Ein- 
tragung gleichzeitig erlangt wird. Der Gläubiger kann die Eintragung auf alle 
Grundſtücke des Schuldners beanſpruchen. 

Die Forderung wird auf mehrere Grundſtücke ungetheilt eingetragen, ſofern 
der Gläubiger nicht etwas Anderes beantragt. Im Falle der Uebermäßigkeit der 
für eine Forderung durch die Eintragung entſtandenen Sicherheit ſteht dem 
Schuldner das Recht zu, mittels einer gegen den Gläubiger anzuſtellenden Klage 
die Vertheilung der Forderung auf einzelne Grundſtücke beziehungsweiſe die Be⸗ 
freiung einzelner Grundſtücke von der eingetragenen Hypothek zu beantragen. 

Aus vollſtreckbaren Urkunden (§. 702 Nr. 5 der Civilprozeßordnung) und 
aus vollſtreckbaren Vergleichen außerhalb der in $. 702 Nr. 1 und 2 der Civil⸗ 
prozeßordnung vorgeſehenen Fälle wird nur eine Vormerkung eingetragen. 

ſt der Schuldner Eigenthümer, als ſolcher aber nicht eingetragen, ſo iſt 

der Gläubiger berechtigt, an Stelle deſſelben deſſen Eintragung als Eigenthümer 

zu beantragen und die zum Zwecke derſelben erforderlichen Urkunden von Gerichten 
und Notaren zu fordern. 2 
$. 7. 


die Forderung nur vorläufig oder nur gegen Sicherheitsleiſtung voll- 
ſtreckbar, ſo wird nur eine Vormerkung eingetragen. Dieſelbe wird auf Antrag 
des Gläubigers nach Vorlegung einer unbeſchränkt vollſtreckbaren Ausfertigung 
des Schuldtitels in eine Hypothek umgeſchrieben. 

Die Vormerkung iſt einzutragen, ohne daß die Sicherheit, von deren Leiſtung 
die Zwangsvollſtreckung abhängig gemacht iſt, geleiſtet zu werden braucht. 


§. 8. 

Mit dem Antrage auf Eintragung muß die vollſtreckbare Ausfertigung des 
Schuldtitels vorgelegt werden. 

Wenn ſich der Schuldtitel auf Inhaberpapiere oder Wechſel gründet oder 
auf Papiere, welche auf Order lauten und durch Indoſſament übertragen werden 
können (Handelsgeſetzbuch Artikel 301 bis 304), ſo ſind auch dieſe Urkunden, 
und wenn die Forderung bereits auf andere Grundſtücke eingetragen iſt, auch die 


, re 


En 


vorhandenen Hypothekenurkunden oder Grundſchuldbriefe mit dem Antrage vor- 
zulegen, widrigenfalls nur eine Vormerkung eingetragen werden darf. Dieſe wird 
nach Vorlegung der bezeichneten Urkunden in eine Hypothek umgeſchrieben. 


6:29: 
Die im F. 8 bezeichneten Urkunden find mit dem Hyppothekenbriefe als 
Schuldurkunden zu verbinden. 
Der Hypothekenbrief ift dem Gläubiger auszuhändigen. 
Wird ein Hypothekenbrief nicht ausgefertigt, fo wird die erfolgte Ein⸗ 
tragung auf der vollſtreckbaren Ausfertigung des Schuldtitels vermerkt. 
Der Schuldner erhält eine Benachrichtigung. 


$. 10. 

Soll ein Arreſtbefehl vollzogen werden, fo wird auf Antrag des Gläubigers 
eine Vormerkung zur Höhe des zu ſichernden Geldbetrages eingetragen. 

An Stelle der Vormerkung erfolgt die endgültige Eintragung nach den 
Vorſchriften der $$. 6, 8, 9. 

$. 11. 

Die Einwilligung des Gläubigers zur Löſchung einer nach Vorſchrift der 
$$. 6, 7, 10 erfolgten Eintragung wird durch eine Urkunde erſetzt, auf Grund 
deren nach den Vorſchriften der Civilprozeßordnung die Zwangsvollſtreckung mit 
der Wirkung einzuftellen ift, daß die bereits erfolgten Vollſtreckungsmaßregeln auf 
gehoben werden. 

9.185 

Die nach den Vorſchriften der $$. 6 bis 11 erforderlichen Anträge ſind 
unmittelbar an den Grundbuchrichter zu richten. 

Eine Beglaubigung der Anträge oder der Vollmachten der die Anträge 
ſtellenden Prozeßbevollmächtigten iſt nicht erforderlich. 


Dritter Titel. 
Zwangsverſteigerung. 
I. Einleitung des Verfahrens. 
$. 13. 
Der Antrag auf Zwangsverſteigerung (§. 755 der Civilprozeßordnung) 
muß enthalten: 
1) die Bezeichnung des Gläubigers, des Schuldners, des Grundſtücks und 
des Gerichts, 


2) die beſtimmte Angabe der Forderung, wegen deren verſteigert werden 
ſoll, und des für die Forderung vorhandenen vollſtreckbaren Schuldtitels. 
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$. 14. 


Dem Antrage find außer der vollſtreckbaren Ausfertigung des Schuldtitels 
beizulegen: 
1) ein das Grundſtück betreffender neueſter Auszug aus der Grumdfteuer- 
mutterrolle und der Gebäudeſteuerrolle, ſoweit derſelbe nach Lage der 
Rollen ertheilt werden kann; 


2) die Beſcheinigung des Grundbuchrichters darüber, auf weſſen Namen 
das Grundſtück im Grundbuche eingetragen ift; 


3) wenn der Schuldner als Eigenthümer im Grundbuche nicht eingetragen 
iſt, Urkunden, welche glaubhaft machen, daß er Eigenthümer des 
Grundſtücks iſt. 
Wird das Grundbuch bei dem Vollſtreckungsgerichte geführt, ſo vertritt eine 
Bezugnahme auf das Grundbuch die zu Nr. 2 erwähnte Beſcheinigung. 

Der Gläubiger iſt im Falle der Nr. 3 berechtigt, an Stelle des Schuld— 
ners von Gerichten und Notaren diejenigen Urkunden zu fordern, welche erfor⸗ 
derlich ſind, um das Eigenthum des Schuldners glaubhaft zu machen. 


$. 15. 


Dieſelben Vorſchriften ($$. 13, 14) gelten, wenn ein Gläubiger einem 
bereits eingeleiteten Verfahren beitreten will; die Beilagen des Antrages können 
jedoch durch eine Bezugnahme auf die Vollſtreckungsakten erſetzt werden. 

Der Gläubiger, deſſen Beitritt zugelaffen worden iſt, hat dieſelben Rechte, 
als wenn das Verfahren auf ſeinen Antrag eingeleitet worden wäre. 


$. 16. 


In dem Beſchluß, durch welchen das Verfahren eingeleitet oder der Beitritt 
zu demſelben zugelaſſen wird, iſt zugleich auszuſprechen, daß das Grundſtück zu 
Gunſten des Gläubigers in Beſchlag genommen wird. 

Die Beſchlagnahme erſtreckt fi) auf die zur Immobiliarmaſſe gehörigen 
beweglichen Gegenſtände mit Ausnahme der Mieth- und Pachtzinſen und der 
ſonſtigen Hebungen, auf landwirthſchaftliche Erzeugniſſe und die für dieſelben 
dem Eigenthümer zufallenden Verſicherungsgelder nur inſoweit, als die Erzeugniſſe 
zur Fortſetzung der Wirthſchaft bis zur nächſten Ernte erforderlich ſind; dem 
Schuldner verbleibt jedoch die Befugniß zur Benutzung und Verwaltung des 
Grundſtücks und der zur Immobiliarmaſſe gehörigen Gegenſtände. 

Die Beſchlagnahme wird durch die Zuſtellung des Beſchluſſes an den 
Schuldner bewirkt. Die Zuſtellung erfolgt von Amtswegen. 

An den Schuldner einer durch die Beſchlagnahme betroffenen Forderung 
iſt auf Antrag des Gläubigers ein Zahlungsverbot zu erlaſſen und von Amts— 
wegen zuzuſtellen. Gegen dieſen Schuldner wird die Beſchlagnahme mit der Zu— 
ſtellung des Zahlungsverbots wirkſam. 
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Gegen die Wirkungen der Beſchlagnahme kann der dritte Erwerber eines 
Rechts ſich auf guten Glauben nicht berufen, wenn ihm zur Zeit der Erwerbung 
die Beſchlagnahme oder der Verſteigerungsantrag bekannt war. 

Iſt das Grundſtück für die Forderung, wegen deren die Beſchlagnahme 
erfolgte, zur Zeit eines nach der Beſchlagnahme eintretenden Eigenthumswechſels 
dinglich verhaftet, ſo iſt das Verfahren auch dann fortzuſetzen, wenn der neu 
eingetretene Eigenthümer zur Zeit der Erwerbung weder von der Beſchlagnahme 
noch von dem Verſteigerungsantrage Kenntniß gehabt hat. 

Durch Zurücknahme des Verſteigerungsantrages erliſcht die Beſchlagnahme. 

§. 18 

Auf Erſuchen des Gerichts hat der Grundbuchrichter in das Grundbuch 
einzutragen, daß die Zwangsverſteigerung beantragt ſei. Das Erſuchen erfolgt 
von Amtswegen bei Erlaſſung des Einleitungsbeſchluſſes. 

Nach Eintragung dieſes Vermerks gilt jeder Antrag auf Einleitung des Ver- 
fahrens oder auf Zulaſſung des Beitritts zu demſelben als bekannt, ſobald er geſtellt iſt. 
„ 19. 

Der Grundbuchrichter hat nach Eintragung des in F. 18 bezeichneten Ver⸗ 
merks dem Gericht eine beglaubigte Abſchrift des Grundbuchblattes oder Artikels, 
ſoweit dieſer das Grundſtück betrifft, mitzutheilen und zugleich darüber Nachricht 
zu geben, ob und welche Vertreter der eingetragenen Berechtigten zur Empfang⸗ 
nahme von Zuſtellungen zu den Grundakten angezeigt ſind, und was bei den 
Grundakten über Wohnort und Wohnung der eingetragenen Berechtigten und 
deren Vertreter bekannt iſt. 

Iſt bei einer Eintragung auf eine zu den Grundakten eingereichte Urkunde 
verwieſen, ſo iſt auch beglaubigte Abſchrift dieſer Urkunde oder des betreffenden 
Theils derſelben mitzutheilen. 

§. 20. 

Ergiebt ſich aus den Mittheilungen des Grundbuchrichters ein Umſtand, 
welcher, wenn er früher bekannt geweſen wäre, die Einleitung des Verfahrens 
verhindert haben würde, fo hat das Gericht nach Beſchaffenheit des Falles ent- 
weder das Verfahren ſofort aufzuheben, oder dem Gläubiger aufzugeben, innerhalb 
einer nach Ermeſſen zu beſtimmenden Friſt darzuthun, daß das Hinderniß beſeitigt 
ſei. Nach Ablauf der Friſt iſt das Verfahren von Amtswegen aufzuheben, wenn 
der erforderte Nachweis inzwiſchen nicht erbracht iſt. 


II. Theilnahmerechte der Intereſſenten. 
$. 21. 
Als Intereſſenten des Verfahrens gelten: 
1) der Gläubiger ($$. 13, 15); 
2) der Schuldner; 
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3) die Realberechtigten, welche zur Zeit der Eintragung des im F. 18 be 
zeichneten Vermerks aus dem Grumdbuche erfichtlich find; 

4) diejenigen, welche zu den Vollſtreckungsakten ſich als Realberechtigte 
melden und ihre Anſprüche glaubhaft machen. 


$. 22. 


Ohne Uebernahme oder Befriedigung derjenigen Rechte, welche dem Rechte 
des Gläubigers vorgehen, darf der Verkauf des Grundſtücks nicht ſtattfinden. 
Die Feſtſtellung des hiernach zuläſſigen geringſten Gebots erfolgt nach den Vor— 
ſchriften der $$. 53 bis 56. 

Das Grundſtück wird durch den Verkauf von allen dinglichen Rechten, 
welche zur Wirkſamkeit gegen Dritte der Eintragung in das Grundbuch bedürfen, 
frei, ſoweit dieſelben nicht von dem Erſteher übernommen werden. 

Dingliche Laſten, welche der Eintragung in das Grundbuch nicht bedürfen, 
gehen auf den Erſteher über, ſoweit nicht durch die Kaufbedingungen etwas 
Anderes beſtimmt iſt oder die erfolgte Beſchlagnahme des Grundſtücks ($. 16) 
der Geltendmachung entgegenſteht. Rückſichtlich der Pacht und Miethe verbleibt 
es bei den beſtehenden Vorſchriften. 


$. 23. 
Die in den $$. 24 bis 38 bezeichneten Forderungen find in der Reihen⸗ 
folge und dem Umfange, welche daſelbſt feſtgeſetzt ſind, aus dem Kaufgelde zu 
berichtigen oder in Anrechnung auf daſſelbe von dem Erſteher zu übernehmen. 


§. 24. 

I. Alle Ausgaben, welche bei der bis zum Zuſchlage fortgeſetzten Zwangs⸗ 
verwaltung des Grundſtücks von dem dieſelbe betreibenden Gläubiger zur Erhal⸗ 
tung und nöthigen Verbeſſerung des Grundſtücks gemacht find und aus den Ein- 
künften nicht erſtattet werden können. 


$. 25. 


II. Die laufenden, zur Erfüllung der Deichpflicht erforderlichen Beiträge 
und Leiſtungen und die Ruͤckſtände derſelben aus den beiden letzten Jahren. 

Es macht hierbei keinen Unterſchied, ob die Beiträge und Leiſtungen von 
der zuſtändigen Staatsbehörde ausgeſchrieben find oder aus der auf einem Deic)- 
verband beruhenden Deichpflicht entſpringen. 


$. 26. 


III. Die laufenden Beträge und die Rückſtände aus dem letzten Jahre an 
Lohn, Koſtgeld und anderen Dienſtbezügen des Geſindes, ſofern daſſelbe zur 
Bewirthſchaftung des Grundſtücks gehalten wird, und das Grundſtück ein zur 
Landwirthſchaft beſtimmtes Gut iſt. 
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Mit denſelben Einſchränkungen gehören hierher auch die Forderungen der 
Wirthſchafts- und Forſtbeamten und aller übrigen zur Verwaltung des Grundſtücks 
oder der damit verbundenen Rechte oder zum Betriebe der damit verbundenen 
ländlichen Nebengewerbe in dauerndem Dienſt- oder Arbeitsverhältniſſe zum Beſitzer 
ſtehenden Perſonen wegen ihrer Dienſtleiſtungen. 


$. 27. 


IV. Die laufenden, auf dem Grundſtücke laſtenden direkten Abgaben, 
welche zu der Staatskaſſe fließen, und die Rückſtände derſelben aus den beiden 
letzten Jahren. a 

Hierher gehören auch die an die Rentenbanken oder Tilgungskaſſen ab- 
getretenen Renten, ſowie die an die Staatskaſſe zu entrichtenden Ablöſungsrenten. 

Die Vorſchriften des Geſetzes über das Koſtenweſen in Auseinanderſetzungs⸗ 
ſachen vom 24. Juni 1875 F. 7 Nr. 6 (Geſetz⸗Samml. 1875 S. 397) finden 
auch außerhalb des bisherigen Geltungsbereiches dieſes Geſetzes Anwendung. 


$. 28. 


V. Die laufenden, auf dem Grundſtücke haftenden gemeinen Laſten und 
die Rückſtände derſelben aus den beiden letzten Jahren. 

Hierher gehören namentlich alle nach Geſetz oder Verfaſſung auf dem 
Grundſtücke haftenden Abgaben und Leiſtungen, welche aus dem Kommunal, 
Amts⸗, Kreis⸗ und Provinzialverbande, oder aus dem Kirchen-, Pfarr- und 
Schulverbande entſpringen, oder an Kirchen, Pfarren und Schulen, oder an 
Kirchen- und Schulbediente zu entrichten find, ſowie die Beiträge, welche aus 
der Verpflichtung zu öffentlichen Wege-, Waſſer⸗ oder Uferbauten entſtehen, oder 
welche an Meliorationsgenoſſenſchaften oder andere gemeinnützige, von der Staats⸗ 
behörde genehmigte Inſtitute, namentlich an Vereine behufs gemeinſchaftlicher 
Uebertragung der durch Brand, Hagelſchlag oder Viehſterben entſtandenen Schäden 
zu gewähren ſind. f s 

Die nach Maßgabe des Geſetzes, betreffend Schutzwaldungen und Wald— 
genoſſenſchaften, vom 6. Juli 1875 (Geſetz-Samml. 1875 S. 416) den Eigen⸗ 
thümern gefährdeter oder gefahrbringender Grundſtücke auferlegten Beiträge zur 
Entſchädigung oder zu den Koſten der Schutzanlagen haben das gleiche Vorrecht. 


$. 29. 


VI. Alle nicht zu den öffentlichen und gemeinen Abgaben und Leiftungen 
($$. 27, 28) gehörenden Realanſprüche, ſoweit fie gegen Dritte wirkſam find und 
nicht von ſelbſt auf den Erſteher übergehen, insbeſondere die im Grundbuche ein⸗ 
getragenen Forderungen, ſoweit nicht die erfolgte Beſchlagnahme des Grundſtücks 
(F. 16) der Geltendmachung entgegenſteht. 

Die Rangordnung zwiſchen mehreren Rechten und Forderungen wird nach 
den §8. 17, 34 bis 36 des Geſetzes vom 5. Mai 1872 Geſetz-Samml. 1872 
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S. 433) beſtimmt; jedoch bleiben die für einzelne Landestheile gegebenen beſonderen 
Vorſchriften über die Rangordnung in Kraft. 

Hat ein Gläubiger auf Grund der Vorſchriften des §. 5 rückſichtlich einer 
Poſt ein Ausſchlußurtheil erwirkt und die in dem Urtheil etwa vorbehaltenen 
Anſprüche beſeitigt, ſo ſind an der Stelle der Poſt die dem Gläubiger entſtandenen 
Koſten des Aufgebotsverfahrens und der zur Beſeitigung angemeldeter Anſprüche 
geführten Prozeſſe bis auf Höhe der für die Poſt bei Vertheilung des Kaufgeldes 
von Amtswegen anzuſetzenden Beträge ($. 106) zu berichtigen. 


$. 30. 


VII. 1) Die Forderungen, für welche das Grundſtück in Beſchlag genommen ift 
($. 16), ſoweit fie nicht als Realforderungen zur Hebung kommen, und 


2) die nach der Beſchlagnahme des Grundſtücks entſtandenen Realanſprüche 
($. 29) 

in der nach der Zeit der Beſchlagnahme des Grundſtücks oder der Entſtehung 

des dinglichen Rechts zu beſtimmenden Reihenfolge. 


§. 31. 

Die noch nicht fälligen Forderungen, welche von dem Erſteher nicht zu 
übernehmen find, werden wie fällige behandelt. Der Gläubiger kann die An- 
nahme nicht verweigern. 

Iſt jedoch eine ſolche Forderung unverzinslich, ſo vermindert ſich dieſelbe 
auf den Betrag, welcher mit Hinzurechnung der geſetzlichen Zinſen deſſelben für 
die Zeit von dem Vertheilungstermine bis zum Fälligkeitstage dem vollen Betrage 
der Forderung gleichkommt. 5 

So lange die Zeit der Fälligkeit einer unverzinslichen Forderung ungewiß 
iſt, finden auf die letztere die Vorſchriften dieſes Geſetzes über Forderungen unter 
aufſchiebender Bedingung Anwendung. 


$. 32. 


Für den Anſpruch auf wiederkehrende Hebungen ift ein durch Zufammen- 
zählen der künftigen Hebungen ohne Rückſicht auf die Fälligkeit zu berechnendes 
Kapital ſicher zu ſtellen, ſofern nicht der Anſpruch ſelbſt nach den Vorſchriften 
dieſes Geſetzes von dem Erſteher in Anrechnung auf das Kaufgeld zu übernehmen 
iſt. Das Kapital darf den fünfundzwanzigfachen Betrag der Jahreshebungen 
nicht überſteigen und iſt bei Hebungen von unbeſtimmter Dauer zu dieſem Betrage 
zu berechnen. 

Aus dem Kapital und den Zinſen deſſelben ſind die einzelnen Hebungen 
zur Zeit der Fälligkeit zu entnehmen. 


§. 33. 
Forderungen unter auflöſender Bedingung ſind wie unbedingte zu behandeln. 


. 
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$. 34. 
Forderungen unter aufſchiebender Bedingung berechtigen, ſofern ſie nicht 
von dem Erſteher zu übernehmen ſind, nur zu einer Sicherung. 
Als ſolche Forderungen ſind auch Forderungen von unbeſtimmter Höhe zu 
behandeln. 
$. 35. 


An der Stelle, an welcher einer der in $. 29, §. 30 Nr. 2 bezeichneten 
Realanſprüche anzuſetzen iſt, werden in der nachſtehenden Reihenfolge berichtigt: 

1) die Koſten der Eintragung, der Kündigung, der Klage, der Beitreibung 
und der Liquidation, inſofern das Grundſtück dafür haftet; 

2) die laufenden Zinſen oder anderen Leiſtungen; 

3) die Rückſtände von Zinſen oder anderen Leiſtungen aus den beiden 
letzten Jahren; 

4) das Kapital der Forderung oder bei einem anderen Rechte, deſſen Laſt 
auf den Erſteher nicht übergeht, das zur Ablöſung, Entſchädigung 
oder Sicherung des Berechtigten erforderliche Kapital. 


F. 36. 


Die laufenden Abgaben, Laſten, Zinſen und anderen Leiſtungen nehmen 
ihren Anfang von dem letztverfloſſenen Fälligkeitstermine vor der erſten Beſchlag— 
nahme des Grundſtücks, welche in dem anhängigen Verfahren oder bei einer bis 
zur Einleitung deſſelben fortgeſetzten Zwangsverwaltung erfolgt iſt. 

Die Rückſtände werden von demſelben Zeitpunkte zurückgerechnet. 

Liegt innerhalb der beiden letzten Jahre vor der Beſchlagnahme kein Fällig⸗ 
keitstermin, ſo wird der Anfang der laufenden und der rückſtändigen Beträge 
durch die Zeit der Beſchlagnahme beſtimmt. 

Der Lauf der Zinſen wird durch das Vollſtreckungsverfahren nicht gehemmt. 


$. 37. 


Nach den bisher bezeichneten Forderungen werden die älteren als zwei— 
jährigen Rückſtände an Zinſen und wiederkehrenden Hebungen nach der in den 
$$. 25, 27 bis 29, §. 30 Nr. 2 feſtgeſetzten Reihenfolge berichtigt. 


$. 38. 


Mehrere an derſelben Stelle anzuſetzende Forderungen werden, wenn die 
Maſſe unzureichend iſt, nach Verhältniß der Beträge gleichmäßig berichtigt. 
Sind mehrere Grundſtücke zuſammen zu einem Preiſe zugeſchlagen worden, 
ſo iſt ein nach Verhältniß des Werthes zu beſtimmender Theil des Preiſes auf 
jedes Grundſtück zu rechnen. 
(Nr. 8949.) 28* 


III. Verſteigerung. 


$. 39. 


Nachdem der Einleitungsbeſchluß zugeſtellt iſt und die Mittheilungen des f 
Grundbuchrichters eingegangen ſind, beſtimmt das Gericht mit öffentlicher Be— | 
kanntmachung den Verſteigerungstermin. ö 


F. 40. 
Die Bekanntmachung des Verſteigerungstermins muß enthalten: 


1) eine Bezeichnung des zum Verkauf beſtimmten Grundſtücks, welche 
genügt, daſſelbe von anderen zu unterſcheiden; 


2) das Geſammtmaß der der Grundſteuer unterliegenden Flächen; 


3) den Reinertrag und den Nutzungswerth, nach welchen das Grundſtück 
zur Grund- und Gebäudeſteuer veranlagt worden ift; 

4) Zeit und Ort des Verſteigerungstermins; N 

5) die Angabe, daß die Verſteigerung im Wege der Zwangsvollſtreckung 
geſchehe / 

6) Zeit und Ort des Termins, in welchem das Urtheil über die Ertheilung 
des Zuſchlags verkündet werden ſoll; 

7) die Anzeige, wo Auszug aus der Steuerrolle, beglaubigte Abſchrift des 
Grundbuchblatts oder Artikels, etwaige Abſchätzungen und andere 
das Grundſtück betreffende Nachweiſungen, ingleichen beſondere Kauf— 
bedingungen eingeſehen werden können; 


die Aufforderung an alle Realberechtigten, die nicht von ſelbſt auf den 
Erſteher übergehenden Anſprüche, deren Vorhandenſein oder Betrag 
aus dem Grundbuche zur Zeit der Eintragung des Verſteigerungs— 
vermerks nicht hervorging, insbeſondere derartige Forderungen von 
Kapital, Zinſen, wiederkehrenden Hebungen oder Koſten, ſpäteſtens im 
Verſteigerungstermin vor der Aufforderung zur Abgabe von Geboten 
anzumelden und, falls der betreibende Gläubiger widerſpricht, dem 
Gerichte glaubhaft zu machen, widrigenfalls dieſelben bei Feſtſtellung 
des geringſten Gebots nicht berückſichtigt werden und bei Vertheilung 
des Kaufgeldes gegen die berückſichtigten Anſprüche im Range zurück— 
treten; 

die Aufforderung an diejenigen, welche das Eigenthum des Grundſtücks 
beanſpruchen, vor Schluß des Verſteigerungstermins die Einſtellung 
des Verfahrens herbeizuführen, widrigenfalls nach erfolgtem Zuſchlag 
das Kaufgeld in Bezug auf den Anſpruch an die Stelle des Grund— 
ſtücks tritt. 


8 


— 


9 


— 


rr 


DDD 


n Ae e e 
0 W 8 a 1 25 — 143 — 98 


6. 41. 


Hat ein Auszug aus der Grundſteuermutterrolle oder aus der Gebäude 
ſteuerrolle nach Lage der Rollen nicht ertheilt werden können, jo hat das Gericht, 
erforderlichen Falls nach Anhörung eines Sachverſtändigen, den Betrag zu be 
ſtimmen, welcher in dem Verfahren an die Stelle des Grundſteuerreinertrages 
oder des Gebäudeſteuernutzungswerthes treten ſoll. 

In gleicher Weiſe iſt auf Antrag eines Intereſſenten zu verfahren, wenn 
ſich auf dem Grundſtücke ein ſeiner Natur nach der Gebäudeſteuer unterliegendes 
Gebäude befindet, welches in die Gebäudeſteuerrolle noch nicht aufgenommen iſt. 

Der beſtimmte Betrag iſt in der Bekanntmachung des Berſteigerungs. 
termins anzugeben, ſofern die Beſtimmung nicht erſt ſpäter erfolgt. 


$. 42. 

Der Verſteigerungstermin iſt nach dem Ermeſſen des Gerichts auf ſechs 
Wochen bis drei Monate, unter Umſtänden auf längſtens ſechs Monate und nur 
in den in dieſem Geſetze bezeichneten Fällen auf weniger als ſechs „jedoch mindeſtens 
drei Wochen hinauszurücken ($. 75 Nr. 6). 


$. 43. 

Der Verſteigerungstermin kann nach dem Ermeſſen des Gerichts ſowohl 
an der Gerichtsſtelle, als an einem anderen Ort des Gerichtsbezirks anberaumt 
werden. 

F. 44. 

Jedem Intereſſenten iſt es geſtattet, Abſchätzungen und andere das Grund⸗ 

ſtück betreffende Nachweiſungen zu den Vollſtreckungsakten einzureichen. 


$. 45. 

Eine Abänderung der aus dem Geſetze hervorgehenden Kaufbedingungen 
iſt nur zuläſſig im Fall der Zuſtimmung aller Intereſſenten ($. 21), deren Rechte 
durch die Abänderung berührt werden. 

Die hiernach Betheiligten ſind berechtigt, ſchon vor dem Verſteigerungs— 
termine beſondere Kaufbedingungen zu beſchließen. 

Es können von Amtswegen, nöthigenfalls unter Anberaumung eines Ter- 
mins, Erörterungen der Betheiligten über die Kaufbedingungen und insbeſondere 
über die Feſtſtellung des geringſten Gebots herbeigeführt werden. 


$. 46. 
Die Bekanntmachung des Verſteigerungstermins iſt von Amtswegen zu 
veröffentlichen: 
1) durch Anheftung an die Gerichtstafel, 
2) durch Einrückung in den Anzeiger des Amtsblatts. 
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Iſt für ein in den Bezirken verſchiedener Amtsgerichte belegenes Grundſtück 
eines dieſer Gerichte zum Vollſtreckungsgerichte beſtellt, ſo iſt die Anheftung an 
die Gerichtstafel bei allen betheiligten Gerichten auszuführen. 

Wie oft und in welchen Zwiſchenräumen die Einrückung in den Anzeiger 
des Amtsblatts zu erfolgen habe, hängt von der Beſtimmung des Gerichts ab. 

Das Gericht kann von Amtswegen oder auf Antrag eines Intereſſenten 
noch andere Arten der Veröffentlichung anordnen. i 

Jeder Intereſſent iſt befugt, die Bekanntmachung auf ſeine Koſten zu ver⸗ 
öffentlichen. 

Bei Gegenſtänden geringeren Werthes kann nach dem Ermeſſen des Ge— 
richts die Einrückung in den Anzeiger des Amtsblatts durch Anheftung an die 
zur öffentlichen Bekanntmachung beſtimmte Stelle in derjenigen Ortsgemeinde, 
in welcher das Grundſtück belegen iſt, erſetzt werden. 


$. 47. 

Die bei Erlaß der Bekanntmachung vorhandenen Intereffenten find zu dem 
Verſteigerungstermine von Amtswegen durch Zuſtellung der Bekanntmachung zu 
laden. Zwiſchen dem Tage der Zuſtellung und dem Termine muß eine Friſt 
von zwei Wochen liegen. 

Im Laufe der zweiten Woche vor dem Verſteigerungstermin iſt den zu 
dieſer Zeit vorhandenen Intereſſenten mit Ausnahme des Schuldners und des 
etwa neu eingetretenen Eigenthümers des Grundſtücks mitzutheilen, welche 
Gläubiger das Verfahren oder die Zulaſſung des Beitritts zu demſelben vor 
Beginn der zweiten Woche vor dem Termine beantragt haben, und wegen welcher 
Forderungen die Anträge geſtellt ſind. Die Beurkundung der Zuſtellung iſt 
nicht erforderlich. 

$. 48. 

Sind im Grundbuche mehrere Anſprüche unter Vorbehalt der Feſtſtellung 
der Rangordnung eingetragen, fo ift mit der Ladung der Berechtigten die Auf- 
forderung zu verbinden, daß ſie den für ihren Anſpruch behaupteten Vorrang 
ſpäteſtens im Verſteigerungstermine vor der Aufforderung zur Abgabe von 
Geboten anmelden und, falls der betreibende Gläubiger widerſpricht, dem Gerichte 
glaubhaft machen, widrigenfalls der Vorrang, ſoweit er nicht aus dem Grund— 
buche hervorgehe, bei Feſtſtellung des geringſten Gebots nicht berückſichtigt werde. 


$. 49. 

Iſt die Zwangsverſteigerung nur in Folge des Beitritts eines Gläubigers 
fortzuſetzen, und der Beſchluß, durch welchen der Beitritt zugelaſſen wurde, nicht 
ſo zeitig zugeſtellt worden, daß zwiſchen dem Tage der Zuſtellung und dem Ver— 
ſteigerungstermine eine Friſt von zwei Wochen liegt, ſo iſt der Verſteigerungs— 
termin aufzuheben und von Neuem zu beſtimmen, ſofern nicht der Schuldner 
und, wenn ein neuer Eigenthümer zu den Intereſſenten gehört, auch dieſer der 
ungehemmten Fortſetzung des Verfahrens zuſtimmen. 
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Sind bei der Bekanntmachung des früheren Termins die Vorſchriften des 
F. 40 Nr. 1, 4, 5, 8, 9 und des $. 46 befolgt, jo iſt der neue Termin auf 
drei bis ſechs Wochen hinauszurücken. 


$. 50. 


Iſt das Verfahren eingeftellt, ſo wird daſſelbe nur auf Antrag des 
Gläubigers fortgeſetzt. Der Antrag iſt dem Schuldner und, wenn ein neuer 
Eigenthümer zu den Intereſſenten gehört, auch dieſem von Amtswegen zuzuſtellen. 

Iſt das Verfahren nach Bekanntmachung des Verſteigerungstermins ein⸗ 
geſtellt und wird ein begründeter Antrag binnen einer Friſt von drei Monaten, 
welche mit der Einſtellung beginnt, geſtellt, ſo iſt der von Neuem zu beſtimmende 
Verſteigerungstermin auf drei bis ſechs Wochen, jedoch nicht vor den früheren 
Termin hinauszurücken. 

Iſt bei der Bekanntmachung des früheren Verſteigerungstermins eine der 
Vorſchriften des §. 40 Nr. 1, 4, 5, 8, 9 oder des §. 46 nicht befolgt, ſo 
findet die Vorſchrift des zweiten Abſatzes nicht Anwendung. 

Iſt mit der Einſtellung des Verfahrens die Aufhebung der erfolgten Voll⸗ 
ſtreckungsmaßregeln zu verbinden, ſo findet eine Fortſetzung des Verfahrens 
nicht ſtatt. 

§. 51. 

Auf Antrag oder Bewilligung des betreibenden Gläubigers darf das Ver⸗ 
fahren ohne Aufhebung der erfolgten Vollſtreckungsmaßregeln nur einmal und 
auf nicht mehr als drei Monate eingeſtellt werden. Wird ein begründeter 
Antrag auf Fortſetzung des Verfahrens nicht binnen einer Friſt von drei Monaten, 
welche mit der Einſtellung beginnt, geſtellt, ſo gilt der Verſteigerungsantrag als 
zurückgenommen. 

Die Aufhebung des Verſteigerungstermins gilt im Sinne dieſer Vorſchrift 
als Einſtellung auch dann, wenn gleichzeitig die Anſetzung eines neuen Termins 
beantragt worden iſt. 

Iſt die Einſtellung des Verfahrens auf Grund einer vom Schuldner be⸗ 
haupteten Stundung gerichtlich angeordnet, ſo finden die Vorſchriften des erſten 
Abſatzes mit der Maßgabe Anwendung, daß die Aufhebung des Verfahrens auf 
Grund der Stundung erſt nach Beendigung des Rechtsſtreites erfolgt. 

Durch die Zuſtimmung aller Intereſſenten, deren Rechte durch die Ent⸗ 
ſcheidung über den Zuſchlag berührt werden, wird die Anwendung der Vorſchriften 
des erſten und zweiten Abſatzes ausgeſchloſſen. Die Zuſtimmung eines Vorkaufs⸗ 
berechtigten, ſowie des Schuldners und des gegenwärtigen Eigenthümers des 
Grundſtücks iſt nicht erforderlich. 

$. 52. 


Im Verſteigerungstermine wird der Beginn des Verſteigerungsgeſchäfts 
mittels Aufrufs bekannt gemacht. Alsdann werden der Auszug aus der Steuer⸗ 
rolle und die beglaubigte Abſchrift des Grundbuchblatts oder Artikels zur Einficht 
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aufgelegt, die Gläubiger, wegen deren Forderungen das Verfahren fortgeſetzt 
wird, die Beträge der Forderungen, ſowie die Zeit der erwirkten Beſchlagnahme, 
angemeldete Anſprüche und beſondere Realverhältniſſe bekannt gemacht; endlich 
wird über die Kaufbedingungen verhandelt. 


$. 53. 


Unter den Kaufbedingungen iſt das geringſte Gebot ($. 22 Abſatz J) feit- 
zuſtellen. In Ermangelung anderweiter Feſtſetzung der Betheiligten ($. 45) 
kommen dabei die nachfolgenden Vorſchriften $$. 54 bis 56 zur Anwendung. 


$. 54. 


Das geringſte Gebot iſt durch den Richter, nöthigenfalls mit Hülfe eines 
Rechnungsverſtändigen, dahin feſtzuſtellen, daß durch daſſelbe alle Realanſprüche, 
welche der Forderung des betreibenden Gläubigers vorgehen, ſowie die aus dem 
Kaufgelde zu entnehmenden Koſten des Verfahrens ($. 84) gedeckt werden. 

Iſt der zugelaſſene Beitritt eines Gläubigers erſt innerhalb der beiden 
legten Wochen vor dem Termin beantragt worden, fo bleibt der Beitritt bei der 
Feſtſtellung des geringſten Gebots unbeachtet, es ſei denn, daß diejenigen Real— 
berechtigten der Beachtung zuſtimmen, deren Anſprüche in Folge der Beachtung 
bei der Feſtſtellung des geringſten Gebots unberückſichtigt bleiben. 


$. 55. 


Die Feſtſtellung des geringſten Gebots erfolgt, ſoweit die zu berückſichtigenden 
Anſprüche oder deren Vorrang zur Wirkſamkeit gegen Dritte der Eintragung in 
das Grundbuch bedürfen, nach dem Inhalte des Grundbuchs und, ſoweit die⸗ 
ſelben in Forderungen von unbeſtimmter Höhe beſtehen, nach dem im Grund— 
buche eingetragenen höchſten Betrage. 

Eingetragene Poſten, rückſichtlich deren ein Anſpruch nicht mehr beſteht, 
bleiben unberückſichtigt, ſoweit nicht auf Grund des F. 29 Abſatz 3 ein Anſpruch 
auf Erſtattung von Koſten nach Maßgabe des F. 56 erhoben wird. 

Bedingte Anſprüche ſind wie unbedingte zu behandeln. 

Laufende Zinſen und die laufenden Beträge wiederkehrender Hebungen 
($. 36) find bis zu dem Tage, welcher zur Verkündung des Urtheils über den 
Zuſchlag beſtimmt iſt, zu berechnen und ſoweit der Betrag aus dem Grundbuche 
erſichtlich iſt, von Amtswegen zu berückſichtigen. 

Eintragungen im Grundbuche, welche nach Eintragung des in $. 18 be— 
zeichneten Vermerks erfolgt find, werden nur berückſichtigt, wenn fie ſpäteſtens im 
Termine vor der Aufforderung zur Abgabe von Geboten nachgewieſen werden. 

Laufende und rückſtändige Beträge wiederkehrender Hebungen, welche nicht 
Geld zum Gegenſtande haben, ſind zu einem Geldbetrage feſtzuſetzen, unbeſchadet 
jedoch der anderweiten Berechnung bei der Vertheilung des Kaufgeldes. 
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§. 56. 

Anſprüche, deren Betrag in Geld oder anderen Leiſtungen aus dem Grund⸗ 
buche nicht erſichtlich iſt, ſowie eingetragene Forderungen von unbeſtimmter Höhe, 
für welche ein höchſter Henn nicht eingetragen iſt, und nicht eingetragene An⸗ 
ſprüche ſind nur inſoweit zu berückſichtigen, als ſie zu einem beſtimmten Betrage, 
Forderungen von unbeſtimmter Höhe zu einem höchſten Betrage vor der Auf- 
forderung zur Abgabe von Geboten angemeldet und, falls der betreibende 
Gläubiger widerſpricht, glaubhaft gemacht werden. Das Gleiche gilt rückſichtlich 
eines aus dem Grundbuche nicht erſichtlichen Vorrangs vor dem betreibenden 
Gläubiger. Von ſolchen Realanſprüchen, welche von ſelbſt auf den Erſteher über⸗ 
gehen, ſind nur laufende und rückſtändige Hebungen zu berückſichtigen. Rückſtände 
eingetragener Zinſen und eingetragener wiederkehrender Hebungen bedürfen zwar 
der Anmeldung, aber nicht der Glaubhaftmachung. 


$. 57. 


Von dem Kaufpreife ift der Betrag der bei Feſtſtellung des geringften 
Gebots berückſichtigten Zinſen, laufenden oder rückſtändigen wiederkehrenden 
Hebungen, Koſten und nicht eingetragenen, auf den Erſteher nicht von ſelbſt 
übergehenden Realanſprüche, ſowie der das geringſte Gebot überſteigende Betrag 
baar zu zahlen. 

Wird daſſelbe Grundſtück wiederholt verſteigert, ſo iſt auch derjenige Betrag 
baar zu zahlen, welcher bei einer früheren Verſteigerung von dem rückſtändigen 
Kaufgelde auf die Koſten des Verfahrens oder die in den $$. 24, 26 bezeichneten 
Anſprüche überwieſen und noch eingetragen iſt. 

Im Uebrigen ſind die bei Feſtſtellung des geringſten Gebots berüdfichtigten 
Realanſprüche in Anrechnung auf den Kaufpreis zu übernehmen. 

Soll ſtatt der Uebernahme einer Hypothek oder Grundſchuld, welche auch 
auf einem anderen gleichzeitig zum Verkaufe geſtellten Grundſtücke ungetheilt haftet, 
die Baarzahlung eines entſprechenden Theiles des Kaufgeldes als Kaufbedingung 
geſtellt werden, und wird unter dieſer Bedingung ein höheres Gebot als unter 
der geſetzlichen abgegeben, jo iſt die Zuſtimmung des Schuldners ($. 45) auch 
dann nicht erforderlich, wenn die Forderung noch nicht fällig iſt. 

Die Kündigung einer zu übernehmenden Hypothek oder Grundſchuld wirkt 
gegen den Erſteher nur dann, wenn ſie ſpäteſtens im Verſteigerungstermin vor der 
Aufforderung zur Abgabe von Geboten von dem Gläubiger angemeldet worden iſt. 

Der baar zu zahlende Theil des Kaufpreiſes iſt von der Verkündung des 
Zuſchlagsurtheils an mit fünf vom Hundert zu verzinſen. 


§. 58. 

Der Erſteher iſt verpflichtet, ſtatt eines nach Vorſchrift des §. 57 zu über⸗ 
nehmenden Realanſpruchs einen anderen Anſpruch von gleicher Höhe unter den 
für den erſteren feſtgeſtellten Bedingungen der Verzinſung und der Zahlung zu 
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erſtere bei der Vertheilung des Kaufpreiſes gänzlich oder 


doch mit dem Range vor dem Anſpruch des betreibenden Gläubigers in Weg⸗ 


fall kommt. 
Auf dieſen Fall 


iſt für ſolche Anſprüche, welche nicht die Zahlung einer 


Geldſumme zum Gegenſtande haben, ſowie für Anſprüche auf wiederkehrende 
Hebungen durch den Richter bei Feſtſtellung des geringſten Gebots ein Kapital⸗ 
betrag feſtzuſetzen, in deſſen Höhe die Uebernahme eines anderen Anſpruchs er⸗ 


folgen ſoll. 


Anſprüche auf wiederkehrende Hebungen ſind hierbei nach dem Betrage 


der Hebungen für den 


ganzen Zeitraum der Dauer, bei unbeſtimmter Dauer 


nach der wahrſcheinlichen Dauer, bei unbegrenzter Dauer nach dem zu ihrer 


Ablöſung erforderlichen 
dem Zinsſatze von vier 
eintretenden Falls mit 


Betrage oder, wenn die Ablöſung nicht zuläſſig iſt, nach 
vom Hundert zu Kapital zu rechnen. Dieſes Kapital iſt 
fünf vom Hundert in halbjährlichen Zahlungen zu ver⸗ 


zinſen und nach dreimonatiger Kündigung zu zahlen. 


Iſt ein zu übern 


§. 59. 
ehmender Realanſpruch ein bedingter, fo iſt der Erſteher 


verpflichtet, gleichzeitig einen anderen Anſpruch unter der gleichen, aber entgegen⸗ 
geſetzt wirkenden Bedingung nach Maßgabe der, Vorſchriften des §. 58 Abſatz 1 
zu übernehmen. Die Vorſchriften des F. 58 Abſatz 2, 3 finden entſprechende An⸗ 


wendung. 
Eine Forderung, 


welche auch auf einem anderen Grundſtücke ungetheilt 


haftet, wird wie eine Forderung unter auflöſender Bedingung behandelt. Bei 


einer ſolchen Forderung 
ſpruchs dahin zu ſtellen 
befriedigt wird oder die 


iſt die Bedingung für die Uebernahme eines anderen An⸗ 
„daß der Gläubiger aus dem mitverhafteten Grundſtücke 
Rechte auf Befriedigung aus dem verſteigerten Grundſtücke 


und aus der Uebernahme der Forderung aufgiebt. 


. 60. 


Steht dem Anſpruche des Gläubigers eine dauernde Laſt nach „welche auf 


den Erſteher nicht von 
bedingung feſtzuſtellen, 
durch den Zuſchlag für 
theiligt werden. 


ſelbſt übergeht, ſo iſt die Uebernahme derſelben als Kauf— 
jedoch nur für den Fall, daß die vorgehenden Intereſſenten 
ein unter dieſer Bedingung abgegebenes Gebot nicht benach- 


Steht dem Anſpruche des Gläubigers eine Grundgerechtigkeit nach, ſo iſt 
auf Antrag eines derſelben vorgehenden Intereſſenten das Erlöſchen der Grund⸗ 
gerechtigkeit als Kaufbedingung feſtzuſtellen, jedoch nur für den Fall, daß der 


Antragſteller durch den 


Zuſchlag für ein ohne dieſe Bedingung abgegebenes Gebot 


benachtheiligt werden würde. 
Ob der Fall der Zuläſſigkeit dieſer Bedingung vorliegt, iſt durch beſon⸗ 
deres Ausgebot feſtzuſtellen. 


N An ar et 9 u EA Be 
/ r 
J F a AR u 5 * * * 
N Er : 5 


— 149 — 


$. 61. 


Die feſtgeſtellten Bedingungen werden verleſen und die angemeldeten Kündi- 
gungen mitgetheilt. Hierauf wird zur Abgabe von Geboten aufgefordert. Dieſe 
Aufforderung darf erſt erfolgen, wenn ſeit der zum Beginn des Termins feſt⸗ 
geſetzten Zeit mindeſtens eine Stunde verfloſſen iſt und der Richter auf den zu 
erwartenden Ausſchluß der noch nicht geltend gemachten Anſprüche ausdrücklich 
aufmerkſam gemacht hat. Gebote, welche das geringſte Gebot nicht erreichen, 
find unzuläſſig. 


$. 62. 

Ein Bieter darf nicht zugelaſſen und fein Gebot nicht berückſichtigt werden, 
wenn ein Intereſſent, deſſen Rechte durch Nichterfüllung des Gebots benachtheiligt 
werden würden, dagegen im Verſteigerungstermin Widerſpruch erhebt, es ſei denn, 
daß der Bieter für das Gebot eine Sicherheit leiſtet, deren Betrag dem zehnten 
Theile des von ihm baar zu zahlenden Kaufpreiſes gleichkommt und mindeſtens 
zur Deckung der aus dem Kaufgelde zu entnehmenden Koſten des Verfahrens 
($. 84) nach der Beſtimmung des Gerichts ausreicht. Bei der Prüfung, ob die 
Forderung eines Intereſſenten bei dem beanſtandeten Gebote zur Hebung kommen 
würde, ſind vorgehende Forderungen nur nach dem Kapitalbetrage zu berechnen. 

Auf Verlangen eines Gläubigers, deſſen Anſpruch auf Grund der Feſt⸗ 
ſtellung des geringſten Gebots von dem Erſteher übernommen wird, muß die 
Sicherheit auf einen Betrag erhöht werden, welcher zur Deckung aller dem An⸗ 
ſpruche vorgehenden, aus dem baar zu zahlenden Kaufgelde zu berichtigenden 
Forderungen einſchließlich der Koſten des Verfahrens ausreicht. 

Bietet der Schuldner oder der Eigenthümer des Grundſtücks, ſo muß die 
im Falle des Widerſpruchs zu leiſtende Sicherheit ihrem Betrage nach dem ganzen 
Betrage des von ihm baar zu zahlenden Kaufpreiſes gleichkommen. 

Der Zulaſſung der Reichskaſſe, der Reichsbank, der Staatskaſſe, der Ge⸗ 
meinden und weiteren kommunalen Verbände, der landſchaftlichen, ritterſchaftlichen, 
ſtädtiſchen und provinzialen Kreditinſtitute und der öffentlichen Sparkaſſen darf 
nicht widerſprochen werden. 

$. 63. 


Der Widerſpruch ($. 62) muß ſpäteſtens ſofort nach Abgabe des Gebots 
erfolgen; er gilt auch für alle nachfolgenden Gebote deſſelben Bieters. 
| Der Umſtand, daß frühere Gebote eines Bieters ohne Widerſpruch zu— 
gelaſſen worden, ſchließt den Widerſpruch nach Abgabe eines weiteren Gebots 
deſſelben Bieters nicht aus. 
Das Gleiche gilt für das nach $. 62 Abſatz 2, 3 zu ſtellende Verlangen 
einer erhöhten Sicherheit. 
$. 64. 
Die Sicherheit muß geleiftet werden durch Hinterlegung von baarem Gelde, 
Reichskaſſenſcheinen, Reichsbanknoten oder von inländiſchen Papieren, welche an 
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dem für den Ort der Verſteigerung maßgebenden Handelsplatz Kurs haben, oder 
von Schuldverſchreibungen anderer Deutſcher Staaten oder des Deutſchen Reichs. 
Die Papiere dürfen nicht außer Kurs geſetzt und müſſen mit den laufenden Zins⸗ 
oder Gewinnantheilſcheinen und Talons verſehen ſein; ſie ſind nach dem Kurs 
zu berechnen. 

Soweit die zu leiſtende Sicherheit den Betrag der aus dem Kaufgelde zu 
entnehmenden Koſten des Verfahrens überſteigt, kann die Sicherheit auch mit 
Hypotheken oder Grundſchulden, welche auf dem Grundſtücke für den Bieter ein⸗ 
getragen ſind, geleiſtet werden, wenn der Kapitalbetrag unter Mitberückſichtigung 
der auf Grund der Beſchlagnahme etwa vorgehenden Forderungen innerhalb des 
Zwanzigfachen des Grundſteuerreinertrages und des Zwölfeinhalbfachen des Gebäude— 
ſteuernutzungswerthes ($. 40 Nr. 3, $. 41) eingetragen ift, und Hypotheken- oder 
Grundſchuldurkunden, aus welchen das uneingeſchränkte Gläubigerrecht des Bieters 
ſich ergiebt, hinterlegt werden. Vorgehende Forderungen ſind hierbei nur nach 
dem Kapitalbetrage zu berechnen. 

Die von dem Schuldner oder dem Eigenthümer des Grundſtücks zu leiſtende 
Sicherheit kann nur dann mit Hypotheken oder Grundſchulden geleiſtet werden, 
wenn dieſe bei Feſtſtellung des geringſten Gebots berückſichtigt worden ſind. 


$. 65. 

Gebote eines Vertreters dürfen nur zugelaſſen werden, wenn deſſen Ver⸗ 
tretungsbefugniß gerichtsbekannt iſt, oder durch öffentliche Urkunden nachgewieſen 
wird. Vollmachten müſſen gerichtlich oder notariell beglaubigt ſein. Vollmachten 
öffentlicher Behörden bedürfen keiner Beglaubigung, wenn ſie ordnungsmäßig 
unterſchrieben und unterſiegelt ſind. 

$. 66. 

Jeder Bieter, deſſen Gebot zugelaſſen worden iſt, bleibt an daſſelbe gebunden, 
bis ein höheres Gebot ohne Widerſpruch zugelaſſen worden iſt. 

Durch Einſtellung des Verfahrens oder Aufhebung des Termins wird der 
Bieter von ſeiner Verpflichtung frei. 


$. 67. 


Vorkaufsrechte find im Verſteigerungstermine vor Schluß der Verfteigerung 
geltend zu machen. 

Die Vorſchriften der $$. 62 bis 66 finden auf das hiernach abzugebende 
Gebot des Vorkaufsberechtigten entſprechende Anwendung. 

Die Abgabe weiterer Gebote iſt nicht ausgeſchloſſen. 


§. 68. 
Die Verſteigerung darf nicht vor Ablauf einer Stunde ſeit der Aufforderung 
zur Abgabe von Geboten ($. 61) geſchloſſen werden und iſt fortzuſetzen, bis der 
Aufforderung des Richters ungeachtet ein weiteres Gebot nicht mehr abgegeben 
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wird. Vor dem Schluſſe der Verſteigerung hat der Richter das letzte Gebot 
vernehmlich bekannt zu machen. Der Schluß der Verſteigerung iſt zu verkünden. 

Widerſpricht vor dem Schluſſe der Verſteigerung ein zurückgewieſener Bieter 
der Zurückweiſung, fo kann der Richter dem Schluß der Verſteigerung die Maß⸗ 
gabe beifügen, daß höhere Gebote des zurückgewieſenen Bieters und des bisherigen 
Meiſtbietenden unter Vorbehalt der Entſcheidung über die Zuläſſigkeit der erſteren 
noch angenommen werden ſollen. Die Zuläſſigkeit gilt als Bedingung für die 
ferneren Gebote des bisherigen Meiſtbietenden. Ueber die Zuläſſigkeit iſt durch 
das über den Zuſchlag zu erlaſſende Urtheil zu entſcheiden. Wird ein weiteres 
Gebot der Aufforderung des Richters ungeachtet nicht mehr abgegeben, ſo iſt die 
fortgeſetzte Verſteigerung nach der Vorſchrift des erſten Abſatzes zu ſchließen und 
der Schluß zu verkünden. 


$. 69. 


Iſt in dem Verſteigerungstermin ein zuläſſiges Gebot nicht abgegeben 
worden, fo wird das Verfahren nur auf Antrag des Gläubigers fortgeſetzt. Der 
Antrag ift dem Schuldner und, wenn ein neuer Eigenthümer zu den Intereſſenten 
gehört, auch dieſem von Amtswegen zuzuſtellen. 

Sind bei der Bekanntmachung des früheren Verſteigerungstermins die 
Vorſchriften des §. 40 Nr. 1, 4, 5, 8, 9 und des 9. 46 befolgt, fo ift der von 
Neuem zu beſtimmende Termin auf drei bis ſechs Wochen hinauszurücken. 

Wird der Antrag nicht innerhalb einer Friſt von drei Monaten, welche 
von dem Tage des vergeblich abgehaltenen Termins läuft, geſtellt, ſo gilt der 
Verſteigerungsantrag als zurückgenommen. 


$. 70. 


Die Vorſchriften des §. 690 der Civilprozeßordnung finden auch dann 
Anwendung, wenn ein Dritter ein Recht an dem Grundſtücke behauptet, welches 
den Verkauf an den Meiſtbietenden oder unter den feſtgeſtellten Bedingungen 
unzuläſſig machen würde. Iſt das Recht im Grundbuch eingetragen oder betrifft 
der Widerſpruch die Feſtſtellung des geringſten Gebots, fo iſt die Geltendmachung 
des Widerſpruchs im beſonderen Verfahren nicht erforderlich. Eintragungen im 
Grundbuche, welche nach Eintragung des in F. 18 bezeichneten Vermerks erfolgt 
find, werden nur berückſichtigt, wenn fie ſpäteſtens im Termine vor Schluß der 
Verſteigerung nachgewieſen werden. 

Die Ennſtelung des Verfahrens in den Fällen des $. 691 Nr. 4, 5 der 
Ciwilprozeßordnung findet nur auf Grund einer nach F. 688 ebenda zu erlaſſenden 
Anordnung ſtatt. 

Wenn der Schuldner im Verſteigerungstermine die Summe, welche durch 
die Verſteigerung beigetrieben werden ſoll, nebſt Zinſen und Koſten, auf ſeine 
Gefahr und Koſten für den Gläubiger hinterlegt und für die Koſten des Ver⸗ 
fahrens durch baare Hinterlegung eines vom Gericht zu beſtimmenden Betrages 
Sicherheit leiſtet, fo muß das Verfahren eingeſtellt werden. 

(Nr. 8949.) 


F. 71. 


Einwendungen des Schuldners und nicht eingetragene Rechte Dritter an 
dem zur Verſteigerung geſtellten Grundſtücke hemmen den Fortgang des Ver⸗ 
fahrens nur, wenn auf Grund derſelben die Einſtellung des Verfahrens nach 
den Vorſchriften der Civilprozeßordnung angeordnet iſt. 

Nach Schluß des Verſteigerungstermins findet eine Einſtellung des Ver⸗ 
fahrens auf Grund von Einwendungen des Schuldners oder von Rechten Dritter 
nicht mehr ſtatt. 

§. 72. 


Nach Schluß der Verſteigerung ſind die im Termine anweſenden Inter⸗ 
eſſenten zur Erklärung über die Ertheilung des Zuſchlags aufzufordern. 

Ein Widerſpruch gegen die Ertheilung des Zuſchlags wird nur berüd- 
ſichtigt, wenn er im Termine ſelbſt erhoben wird. Daſſelbe gilt für das Vor⸗ 
bringen von Thatſachen, durch welche ein erhobener Widerſpruch entkräftet 
werden ſoll. 

Auf Erklärungen, welche erſt nach Abſchluß des Verſteigerungsprotokolls 
eingehen, ingleichen auf Vorbehalte und unbeſtimmte Erklärungen wird keine 
Rückſicht genommen. 

Nur öffentliche Urkunden, durch welche der Beweis einer Zuſtellung ge- 
führt oder entkräftet werden ſoll, können bis zur Verkündung des Urtheils nach— 
gebracht werden. 

§. 73. 0 


Der Gläubiger kann bis zum Schluſſe des Verſteigerungstermins de 
Antrag auf Verſteigerung zurücknehmen oder nach Maßgabe des F. 51 eine 
Stundung gewähren. 

$. 74. 

Widerſpricht ein Intereſſent, welcher durch Ertheilung des Zuſchlags benach⸗ 
theiligt werden würde, der Ertheilung des Zuſchlags mit dem Antrag auf An- 
ſetzung eines neuen Verſteigerungstermins, ſo iſt dem Antrage ſtattzugeben, wenn 
der Intereſſent ſich verpflichtet, für die Wiedererreichung des Meiſtgebots, ſowie 
für allen aus der Verzögerung des Zuſchlags entſtehenden Nachtheil und die 
entſtehenden Mehrkoſten zu haften, auch hierfür eine nach dem Meiſtgebote und den 
Vorſchriften des $. 62 und des F. 64 Abſatz 1 zu beſtimmende Sicherheit leiſtet. 

Von der Sicherheitsleiſtung ſind die in §. 62 Abſatz 4 bezeichneten juriſtiſchen 
Perſonen befreit. 

Sind bei der Bekanntmachung des früheren Termins die Vorſchriften des 
F. 40 Nr. 1, 4, 5, 8, 9 und des $. 46 befolgt, fo iſt der neue Termin auf 
drei bis ſechs Wochen hinauszurücken. 

Die Bekanntmachung iſt auch dem bisherigen Meiſtbietenden zuzuſtellen. 

In dem fortgeſetzten Verfahren findet der Widerſpruch gegen die Ertheilung 
des Zuſchlags auf Grund dieſes Paragraphen nicht ſtatt. 
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$. 75. 


Ein Widerſpruch gegen Ertheilung des Zuſchlags an den Meiſtbietenden 

kann nur darauf geſtützt werden: 

1) daß die Zwangsvollſtreckung überhaupt oder durch Verſteigerung des 
Grundſtücks nicht zuläſſig iſt oder nicht fortgeſetzt werden darf; 

2) daß dem Meiſtbietenden die Fähigkeit zum Abſchluſſe eines Kaufver⸗ 
trages oder zum Erwerbe des Grundſtücks mangelt, oder das Meiſt⸗ 
gebot durch einen nicht legitimirten Vertreter abgegeben iſt 

3) daß die Bedingungen, unter welchen das Meiſtgebot abgegeben worden, 
von den geſetzlichen, oder im Falle der Abänderung derſelben durch 
die Betheiligten von den durch alle Betheiligten ($. 45, $. 57 Abſatz 4) 

| genehmigten abweichen; 

| 4) daß die Bekanntmachung des Verſteigerungstermins den in $. 40 Nr. 1, 

4, 5, 8, 9 vorgeſchriebenen Inhalt nicht hat / 

5) daß die Bekanntmachung des Verſteigerungstermins nicht auf die im 
Geſetze vorgeſchriebene Art veröffentlicht worden ift, wobei es jedoch 
bei einem Aushange nicht darauf ankommt, wie lange derſelbe an⸗ 
geheftet geweſen ift; 

6) daß die Friſt zwiſchen dem Tage, an welchem die Einrückung oder die 
erſte Einrückung der Bekanntmachung in den Anzeiger des Amtsblatts 
oder die Anheftung der Bekanntmachung in der Ortsgemeinde erfolgt, 
und dem Verſteigerungstermine kürzer iſt, als die geringſte für den 
Fall beſtimmte Verſteigerungsfriſt (§. 42); 

7) daß ein Intereſſent, welcher durch Ertheilung des Zuſchlags benach— 
theiligt werden würde, zum Verſteigerungstermine nicht gehörig geladen 
ift, obgleich er hätte geladen werden follen; 

8) daß nach der Vorſchrift des §. 49 Abſatz 1 der Verſteigerungstermin 
hätte aufgehoben werden follen; 

9) daß den Beſtimmungen im erſten Satze des F. 68 nicht genügt ift; 

10) daß ein Bieter mit Unrecht zurückgewieſen und trotz des Widerſpruchs 
deſſelben die Verſteigerung nicht gemäß F. 68 Abſatz 2 fortgeſetzt 
worden iſt; 

11) daß das Gebot, für welches der Zuſchlag verlangt wird, nach den 
Vorſchriften der $$. 62 bis 64 nicht zugelaſſen werden durfte; 

12) daß den Beſtimmungen im dritten Satze des $. 61 nicht genügt iſt. 


F a Et A 


$. 76. 


Der Widerſpruch kann nicht auf Gründe geſtützt werden, welche nur die 
Rechte anderer Betheiligten als des Widerſprechenden betreffen. 
(Nr. 8949.) 
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8 77. 

Bei der Prüfung, ob ein Intereſſent durch den Zuſchlag benachtheiligt 
werden würde, wird, ſofern nicht etwas Anderes nachgewieſen iſt, angenommen, 
daß von den ihm ſelbſt zuſtehenden wie von den ſeiner Forderung vorgehenden 
wiederkehrenden Leiſtungen und Zinſen außer den laufenden Beträgen Rückſtände 
für die beiden letzten Jahre, und daß Forderungen, deren Geldbetrag unbeſtimmt 
iſt, zu dem zuläſſigen höchſten Betrage zu berechnen ſind. 

Wird für die Forderung des Intereſſenten von einem anderen Intereſſenten 
oder von dem Meiſtbietenden Sicherheit geleiſtet, ſo iſt eine Benachtheiligung nicht 
anzunehmen. 

Die Sicherheit iſt nach der Vorſchrift des $. 64 Abſatz 1 oder mit einer 
nach den vorſtehenden Beſtimmungen durch den Zuſchlag nicht beeinträchtigten, 
auf dem Grundſtück eingetragenen Forderung zu leiſten. Sie haftet dem Bercch- 
tigten auch ohne deſſen Annahme. Demſelben iſt erforderlichen Falls von Amts⸗ 
wegen Mittheilung zu machen. 

$. 78. 


Iſt ein begründeter Widerſpruch erhoben, ſo iſt der Zuſchlag zu verſagen. 

Der Zuſchlag iſt von Amtswegen zu verſagen, wenn einer der im $. 75 
Nr. 1 bis 9 bezeichneten Umſtände vorliegt; jedoch im Falle des $. 75 Nr. 1 
nur, wenn das verſteigerte Grundſtück dem freien Verkehr entzogen oder das 
Verfahren eingeſtellt ift; im Falle des $. 75 Nr. 2 nur, wenn der Mangel der 
Fähigkeit oder der Legitimation auch nachträglich nicht beſeitigt iſt; in den Fällen 
des $. 75 Nr. 3, 7, 8 nur, wenn die betheiligten Intereſſenten im Verſteigerungs⸗ 
termine nicht erſchienen ſind und auch nachträglich der ungehemmten Fortſetzung 
des Verfahrens nicht zugeſtimmt haben. 


$. 79. 

ft nach den Vorſchriften der $$. 75, 78 der Zuſchlag überhaupt zu ver- 
ſagen, eine erneute Verſteigerung aber zuläſſig, ſo iſt auf den im Verſteigerungs⸗ 
termine geſtellten Antrag eines Gläubigers, wegen deſſen Forderung das Ver⸗ 
fahren fortzuſetzen iſt, der Termin aufzuheben und ein neuer Verſteigerungstermin 
zu beſtimmen. 

Ein nach der Abgabe eines Gebots geſtellter Antrag iſt zurückzuweiſen, wenn 
einer der anweſenden Intereſſenten widerſpricht. f 

Der neue Termin iſt, wenn nicht einer der in $. 75 Nr. 4, 5 bezeichneten 
Fälle vorliegt, auf drei bis ſechs Wochen hinauszurücken. 


§. 80. 
Das Protokoll des Verſteigerungstermins muß über den ganzen Hergang 
im Termine Auskunft geben. Insbeſondere ſind darin die Mittheilungen über 
die Gläubiger, wegen deren Forderungen das Verfahren fortgeſetzt wird, ſowie 
die Zeit, zu welcher zum Bieten aufgefordert, und die Zeit, zu welcher die Ver⸗ 
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ſteigerung gefchloffen wurde, zu verzeichnen. Wird gegen die Ertheilung des Zu⸗ 
ſchlages Widerſpruch erhoben, oder bleibt es ſtreitig, für welches Gebot oder 
welchem Bieter oder unter welchen Bedingungen der Zuſchlag zu ertheilen ſei, ſo 
iſt das in Betracht kommende Sachverhältniß nebſt den Anträgen der Betheiligten 
in das Protokoll aufzunehmen. 

Im Uebrigen finden auf das Protokoll die Vorſchriften der $$. 148 bis 150 
der Civilprozeßordnung entſprechende Anwendung. 

Einer Vollziehung des Protokolls durch die Betheiligten bedarf es nicht. 


5 §. 81. 

Die Ertheilung, ſowie die Verſagung des Zuſchlags erfolgt, wenn nicht 
nach der Vorſchrift des $. 79 ein neuer Verſteigerungstermin beſtimmt wird, 
durch ein in dem Verkündigungstermine nach Anhörung der erſchienenen Bethei— 
ligten zu erlaſſendes Urtheil. 

Vorgänge des Verſteigerungstermins, welche aus dem Verſteigerungs⸗ 
protokolle nicht erhellen, werden nicht berückſichtigt. 

Ueber die Verhandlung iſt ein Protokoll nach den Vorſchriften der $$. 145 
bis 150 der Civilprozeßordnung aufzunehmen. 


$. 82. 


Kann die Verkündung des Urtheils in dem mit dem Verſteigerungstermin 
bekannt gemachten Termine nicht erfolgen, ſo wird ein anderweiter Verkündungs⸗ 
termin beſtimmt und durch Anheftung an die Gerichtstafel, ſowie durch einmalige 
Einrückung in den Anzeiger des Amtsblatts oder durch Verkündung in dem zuerſt 
anberaumten Termine bekannt gemacht. Einer Ladung der Intereſſenten und des 
Meiſtbietenden bedarf es nicht. 


$. 83. 


Wird der Zuſchlag ertheilt, fo find in der Formel des Urtheils das ver- 
fteigerte Grundſtück, der Erſteher und das Gebot, für welches der Zuſchlag er- 
theilt wird, ſowie die Bedingungen, unter welchen derſelbe erfolgt, zu bezeichnen. 

Auf eine Abtretung der Rechte aus dem Meiſtgebote an einen Anderen iſt 
bei Ertheilung des Zuſchlags nur dann Rückſicht zu nehmen, wenn die Abtretung 
von Seiten des Meiſtbietenden, ſowie die Uebernahme des Meiſtgebots von Seiten 
des Anderen gerichtlich oder notariell beglaubigt eingereicht worden ſind. In der 
Formel des Urtheils iſt auszuſprechen, daß der Meiſtbietende neben dem Erſteher 
für die Erfüllung des Gebots verhaftet bleibt. 

Iſt der Erſteher der bisherige Eigenthümer des Grundſtücks, fo iſt der Zu 
ſchlag in der Weiſe auszuſprechen, daß dem Erſteher das Eigenthum an dem 
Grundſtück zu belaſſen fei. 

$. 84. 
Die Koſten des Zuſchlagsurtheils hat der Erſteher zu tragen. 
Gef. Samml. 1883. (Nr. 8949.) 30 
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Die übrigen Koften des Verfahrens, mit Ausnahme der Koften der Ein- 
leitung und des Beitritts eines Gläubigers und der durch nachträgliche Ver— 
theilungsverhandlungen entſtehenden Koſten, ſind aus dem baar zu zahlenden 
Kaufgelde vorweg zu entnehmen; jedoch iſt für dieſelben der Gläubiger mit- 
verhaftet, auf deſſen Antrag das Verfahren bis zum Zuſchlage fortgeſetzt 
worden iſt. 

Die Koſten der Einleitung und des Beitritts eines Gläubigers gehören zu 
den Koſten der Beitreibung der Forderung, wegen deren die Einleitung oder der 
Beitritt erfolgt iſt. 

$. 85. 


Wird der Zuſchlag ertheilt, fo ift das Urtheil dem Schuldner, die Formel 
des Urtheils denjenigen Intereſſenten, welche im Verſteigerungstermin nicht er- 
ſchienen ſind, von Amtswegen zuzuſtellen. 


$. 86. 


Gegen das Urtheil über Ertheilung oder Verſagung des Zuſchlags findet 
das Rechtsmittel der ſofortigen Beſchwerde nach Maßgabe der Vorſchriften der 
Civilprozeßordnung und der nachſtehenden Paragraphen ſtatt. 


$. 87. 


Zur Einlegung der Beſchwerde ift jeder durch das Urtheil benachtheiligte 
Intereſſent ($. 77) befugt. Die Anmeldung und Glaubhaftmachung eines Real- 
rechts ($. 21 Nr. 4) kann in der Beſchwerdeinſtanz erfolgen. 

Die Beſchwerde ſteht auch dem Bieter zu, welcher den Zuſchlag für ſich 
verlangt hat und behauptet, daß ihm derſelbe hätte ertheilt werden müſſen, 
ſowie dem Erſteher, welcher behauptet, daß ihm der Zuſchlag nicht oder unter 
anderen als den in das Zuſchlagsurtheil aufgenommenen Bedingungen zu ertheilen 
geweſen wäre. 

$. 88. 


Iſt der Zuſchlag verſagt worden, ſo kann die Beſchwerde nur darauf 
gegründet werden, daß keiner der in dieſem Geſetze angegebenen Verſagungsgründe 
vorliege. 

Iſt der Zuſchlag ertheilt worden, ſo kann die Beſchwerde nur auf einen 
der in dieſem Geſetze angegebenen Gründe zum Widerſpruch gegen den Zuſchlag 
oder darauf geſtützt werden, daß das Zuſchlagsurtheil mit dem Inhalte des Ver- 
ſteigerungsprotokolls nicht übereinſtimme, oder das Meiſtgebot auf ein anderes 
Grundſtück ſich beziehe. 

Die Begründung der Beſchwerde durch das Vorhandenſein der Erforder— 
niſſe der Nichtigkeitsklage oder der Reſtitutionsklage (Civilprozeßordnung $. 540 
Abſatz 2, $$. 542, 543) wird durch die Vorſchriften des erſten und zweiten 
Abſatzes nicht ausgeſchloſſen. 
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$. 89. 

Der Beſchwerdeführer kann für die Beſchwerde nicht Gründe geltend 
machen, welche nur die Rechte anderer Betheiligten betreffen. 

Er kann, wenn er zu dem Verſteigerungstermine gehörig geladen, aber 
nicht erſchienen iſt, aus dem bis zu dieſem Termine ſtattgehabten Verfahren 
keinen Grund für Verſagung des Zuſchlags herleiten. Er kann, wenn er im 
Verſteigerungstermin erſchienen iſt, für die Verſagung des Zuſchlags nicht Gründe 
geltend machen, welche er im Termine geltend machen konnte, aber nicht geltend 
gemacht hat, ſofern die Gründe nicht nach den Vorſchriften des $. 78 von Amts— 
wegen berückſichtigt werden mußten. 

ü $. 90. 

Die Beſchwerdefriſt beginnt für diejenigen Intereſſenten, welchen das Urtheil 
oder die Formel des Urtheils nicht von Amtswegen zuzuſtellen war, mit der 
Verkündung des Urtheils. 

GEIL. 

Wer als Gegner des Beſchwerdeführers zuzuziehen iſt, beſtimmt das 
Gericht. 

Die Anführungen des Gegners unterliegen den Beſchränkungen des $. 89. 

Mehrere Beſchwerden gegen daſſelbe Urtheil ſind mit einander zu verbinden. 


$. 92. 

Iſt der Zuſchlag einem Anderen als dem Beſchwerdeführer ertheilt worden, 
fo kann der Erſtere in der Beſchwerdeinſtanz die nach $. 77 zuläſſige Sicherheits⸗ 
leiſtung nachholen und ebenſo den Mangel der Fähigkeit eines Bieters oder der 
Legitimation eines Vertreters durch Vorlegung von Urkunden beſeitigen. Der 
Mangel der Fähigkeit des Bieters, ſowie der Mangel der Legitimation eines Ver⸗ 
treters können jedoch nicht beſeitigt werden, wenn der Beſchwerdeführer als 
Intereſſent dem ertheilten Zuſchlage rechtzeitig widerſprochen hat und den Zuſchlag 
mit Recht für ſich ſelbſt beanſprucht. 

Erlangt der Gegner des Beſchwerdeführers auf Grund dieſer Vorſchrift 
ein obſiegliches Urtheil, ſo ſind dem Erſteren die Koſten der Beſchwerdeinſtanz 
aufzuerlegen. 

§. 93. 
Das Beſchwerdegericht ertheilt ſelbſt den Zuſchlag, deſſen Ertheilung der 
Beſchwerdeführer mit Recht beantragt hat. 
Im Falle weiterer Beſchwerde iſt jedoch, wenn das Urtheil des Voll- 
ſtreckungsgerichts begründet befunden wird, nur das Urtheil des erſten Beſchwerde⸗ 
gerichts aufzuheben und die gegen das erſte Urtheil erhobene Beſchwerde zurück⸗ 
uweiſen. 
f Steht der von dem Beſchwerdeführer beantragten Ertheilung des Zuſchlages 
einer der von Amtswegen zu berückſichtigenden Gründe zur Verſagung entgegen 
($. 78), fo iſt der Antrag auf Ertheilung des Zuſchlags zurückzuweiſen. 
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$. 94. 


Wird ein den Zuſchlag ertheilendes Urtheil aufgehoben, ſo iſt auf Antrag 
auch über Rückgewähr des auf Grund des Urtheils Gezahlten oder Geleiſteten zu 
entſcheiden. 

$. 95. 

Wird in der Beſchwerdeinſtanz ein abänderndes Urtheil erlaſſen, fo ift das— 
ſelbe, wenn eine mündliche Verhandlung nicht vorangegangen iſt, allen Intereſſenten, 
anderenfalls den Intereſſenten, welche zu der mündlichen Verhandlung nicht zu— 
gezogen ſind, von Amtswegen zuzuſtellen. 

Das Beſchwerdegericht ſendet ſodann die Akten dem Vollſtreckungsgericht 
zurück. 

$. 96. 

Iſt der Zufchlag verſagt und gegen die Entſcheidung Beſchwerde innerhalb 

der Nothfriſt nicht eingelegt, ſo iſt der Bieter an ſein Gebot nicht mehr gebunden. 


$. 97. 


Durch den Zuſchlag erwirbt der Erſteher das Eigenthum des verſteigerten 
Grundſtücks unter gleichzeitigem Uebergange der Gefahr und der Nutzungen. 

Die Eintragung des Erſtehers im Grundbuche erfolgt nur auf Erſuchen 
des Vollſtreckungsgerichts nach Maßgabe des $. 124. 


$. 98. 


Der Erſteher kann die Uebergabe des Grundſtücks erſt nach Berichtigung 
des Kaufgeldes fordern. 

Bis dahin iſt das Grundſtück auf Antrag des Erſtehers oder eines 
Gläubigers, welcher aus dem baar zu zahlenden Kaufgelde Befriedigung zu er— 
warten hat, für Rechnung des Erſtehers in gerichtliche Verwaltung zu nehmen. 
Die $$. 142, 144, 145 finden hierbei entſprechende Anwendung. 

Der Antrag kann für den Fall der Ertheilung des Zuſchlags ſchon im 
Verſteigerungstermine geſtellt werden. 

Der Erſteher kann die von einem Anderen beantragte Verwaltung dadurch 
abwenden, daß er durch Hinterlegung der innerhalb des Meiſtgebots ſtehenden 
Forderung des Antragſtellers dieſem für den zur Hebung kommenden Betrag 
Sicherheit leiſtet. 

Auf Antrag des Erſtehers iſt die Uebergabe des Grundſtücks durch einen 
Beamten des Gerichts oder einen von dem Gerichte zu beſtellenden Gerichts— 
vollzieher an Ort und Stelle zu bewirken. 


§. 99. 
Iſt der Zuſchlag verſagt, eine erneute Verſteigerung aber zuläſſig, fo 
bleibt das Verfahren vorbehaltlich der Vorſchriften des $. 51 anhängig. Das 
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iſt dem Schuldner und, wenn ein neuer Eigenthümer zu den Intereſſenten gehört, 
auch dieſem von Amtswegen zuzuſtellen. 

Durch Einlegung der Beſchwerde wird die Fortſetzung des Verfahrens 
nicht ausgeſchloſſen; das Beſchwerdegericht kann jedoch auf Antrag die Einſtellung 
deſſelben anordnen. 

Der neue Verſteigerungstermin iſt, wenn nicht einer der in $. 75 Nr. 4, 5 
bezeichneten Fälle vorliegt, nach richterlichem Ermeſſen auf drei bis ſechs Wochen 
hinauszuſetzen. 

Wird der Antrag auf Fortſetzung nicht innerhalb einer Friſt von drei 
Monaten geſtellt, welche von der Verkündung des letzten den Zuſchlag verſagenden 
Urtheils ab läuft, ſo gilt der Verſteigerungsantrag als zurückgenommen. 

Iſt der Zuſchlag verſagt worden, weil das Verfahren eingeſtellt war oder 
hätte eingeftellt werden müſſen, fo finden die Vorſchriften des $. 50 entſprechende 
Anwendung. 

$. 100. 

Sind alle Verſteigerungsanträge ohne Ertheilung des Zuſchlags erledigt, 
fo veranlaßt das Gericht die Löſchung des in F. 18 bezeichneten Vermerks im 
Grundbuche. 


IV. Belegung und Vertheilung des Kaufgeldes. 


$. 101. 


Die Belegung und Vertheilung des Kaufgeldes erfolgt in einem nach Ver⸗ 
kündung des Zuſchlagsurtheils von Amtswegen zu beſtimmenden Termine. 

Die Terminsbeſtimmung iſt den Intereſſenten des Verfahrens, ſowie dem 
Erſteher und denjenigen, welche bis dahin einen Anſpruch auf das Kaufgeld 
zu den Vollſtreckungsakten angemeldet haben, von Amtswegen zuzuſtellen. Zwiſchen 
der Zuftellung und dem Terminstage muß eine Friſt von zwei Wochen liegen. 

Der Termin iſt außerdem durch Anheftung an die Gerichtstafel bekannt 
zu machen. 

$. 102. 

Im Termine wird zuvörderſt feftgeftellt, was der Erſteher an Kaufgeld und 
Zinſen zu gewähren hat und wieviel die zu vertheilende Maſſe beträgt. 

Die Zahlung des Kaufgeldes erfolgt an den Richter. 

Der Erſteher iſt berechtigt, vor dem Termine das Kaufgeld zu hinterlegen. 
Die Hinterlegung iſt jedoch nur wirkſam, wenn ſie ſpäteſtens in dem Termine 
nachgewieſen wird. Die zur Sicherheit für das Meiſtgebot etwa erfolgte Hinter⸗ 
legung baaren Geldes gilt als Hinterlegung eines entſprechenden Theiles des 
Kaufgeldes. 

$. 103. 


Iſt das Kaufgeld nicht hinterlegt und wird die ſchuldige Zahlung im 
Termine nicht geleiſtet, fo find die zur Sicherheit für das Meiſtgebot etwa hinter- 
(Nr. 8949.) 
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legten Papiere auf Anordnung des Gerichts ebenſo wie bei einer Zwangsvoll— 
ſtreckung zu verkaufen und der Erlös als eine von dem Erſteher auf das Grund— 
ſtückskaufgeld geleiſtete Zahlung zu behandeln. 


$. 104. 


Der Richter ftellt im Termine nach Vernehmung der erſchienenen Bethei— 
ligten und nöthigenfalls mit Hülfe eines Rechnungsverſtändigen den Theilungsplan 
auf. In demſelben iſt insbeſondere anzugeben, welche Anſprüche von dem Er— 
ſteher zu übernehmen, und welche Forderungen aus dem baar zu zahlenden Kauf 
gelde zu berichtigen ſind. 

Den Betheiligten ſteht es frei, ſchon vor dem Termine eine Berechnung 
ihrer Forderungen an Kapital, Zinſen, Koſten und ſonſtigen Nebenforderungen 
mit Angabe des beanſpruchten Ranges und der beanſpruchten Art der Befriedigung 
einzureichen. 

Ein Betheiligter, welcher im Termine erſchienen iſt oder vor dem Termine 
eine Berechnung ſeiner Forderung eingereicht hat, iſt nicht befugt, nach dem 
Termine die Berechnung zu ergänzen. 


$. 105. 


Die Aufſtellung des Planes erfolgt, ſoweit alle Betheiligten einig find, 
nach Maßgabe dieſer Einigung, andernfalls nach den Vorſchriften der nachfolgenden 
$$. 106 bis 112. 

$. 106. 
In den Vertheilungsplan ſind von Amtswegen aufzunehmen: 
J) eingetragene Laſten und Forderungen mit Einſchluß der laufenden Zinſen 
oder anderen Hebungen, Forderungen von unbeſtimmter Höhe nach dem 
im Grundbuche eingetragenen höchſten Betrage; 

2) Forderungen, für welche das Grundſtück in Beſchlag genommen iſt. 

Im Uebrigen erfolgt die Aufnahme in den Vertheilungsplan nur auf 
Grund der vor oder in dem Termine erfolgten Anmeldung. 

Eintragungen im Grundbuche, welche nach Eintragung des in F. 18 be— 
zeichneten Vermerks erfolgt ſind, werden nur berückſichtigt, wenn ſie ſpäteſtens im 
Termine nachgewieſen werden. 

F. 107. 


Als Anſprüche, welche der Erſteher in Anrechnung auf den Kaufpreis 
zu übernehmen hat, find diejenigen anzuſetzen, welche nach $. 57 hierzu be— 
ſtimmt ſind. 

Soweit dieſe Anſprüche gänzlich oder doch mit dem Range vor dem An— 
ſpruch des betreibenden Gläubigers in Wegfall kommen ($$. 58, 59), find in 
Höhe derſelben diejenigen Anſprüche als zu übernehmende anzuſetzen, welche an 
letzter Stelle zu einer Hebung aus dem Kaufgelde gelangen. 
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Die übrigen zur Hebung kommenden Forderungen ſind aus dem baar zu 
zahlenden Kaufgelde zu berichtigen. 


F. 108. 


Die bei der Feſtſtellung des geringſten Gebots berückſichtigten Anſprüche 
gehen, ſoweit fie mit dem beanſpruchten Realrechte feſtgeſtellt werden, den ihrem 
Betrage nach aus dem Grundbuche nicht erfichtlichen, nicht berückſichtigten An⸗ 
ſprüchen vor. 

$. 109. 

Ein für wiederkehrende Hebungen ſicherzuſtellendes Kapital iſt, ſoweit daſſelbe 
durch die Hebungen nicht erſchöpft werden wird, auf andere Forderungen nach 
der feſtgeſetzten Reihenfolge zu vertheilen. 


$. 110. 


Der auf eine Forderung unter auflöfender Bedingung anzuweiſende Betrag 
iſt für den Fall des Eintritts der Bedingung auf andere Forderungen nach der 
feſtgeſetzten Reihenfolge zu vertheilen. 

Die Gläubiger der letzteren Forderungen erhalten nur einen Anſpruch gegen 
den Gläubiger der bedingten Forderung auf Herausgabe des Empfangenen und, 
wenn der Letztere zu einer Sicherſtellung verpflichtet iſt, auf Antrag eine Sicherung 
ihrer Rechte. 

5. 111. 


Der auf eine Forderung unter aufſchiebender Bedingung zur Sicherung 
derſelben anzuweiſende Betrag iſt für den Fall, daß die Bedingung ausfällt, auf 
andere Forderungen nach der feſtgeſetzten Reihenfolge zu vertheilen. 

Die Gläubiger der letzteren Forderungen erhalten die Zinſen des anzuweiſenden 
Betrages und eine Sicherung ihrer Rechte. 


$. 112. 
Sind mehrere Grundſtücke zuſammen zu einem Preiſe zugeſchlagen worden, 
fo ift der Vertheilung des Preiſes auf die einzelnen Grundſtücke ($. 38 Abſatz 2) 
bei Aufſtellung des Planes an Stelle des Werthes derſelben der Grundſteuer⸗ 
reinertrag und der Gebäudeſteuernutzungswerth zu Grunde zu legen. 


$. 113. 

Ueber den Theilungsplan wird ſofort verhandelt. 

Die Verhandlung, die Erledigung erhobener Widerſprüche und die Aus⸗ 
führung des Planes erfolgen unter entſprechender Anwendung der Vorſchriften 
der §§. 762 bis 768 der Civilprozeßordnung. 

Iſt ein vor dem Termine angemeldeter Anſpruch in dem Plan nicht nach 
dem Antrage aufgenommen, ſo gilt die Anmeldung als Widerſpruch gegen den Plan. 
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Der Widerſpruch des Schuldners oder des letzten Eigenthümers des Grund— 
ſtücks gegen eine vollſtreckbare Forderung wird nach Vorſchrift der $$. 686, 
688, 689 der Civilprozeßordnung erledigt. 

Soweit der Schuldner durch Sicherheitsleiſtung oder Hinterlegung die 
ene einer vollſtreckbaren Forderung abwenden darf, unterbleibt die Aus- 
führung der Vertheilung bezüglich dieſer Forderung. 

Widerſprüche ſolcher Perſonen, welche weder zu den Intereſſenten gehören, 
noch ſonſt einen Anſpruch auf das Kaufgeld glaubhaft machen, halten die Aus- 
führung des Planes nicht auf. 


$. 114. 


Iſt eine Forderung, deren Vorhandenſein oder Betrag aus dem Grund— 
buche nicht hervorgeht, in den Vertheilungsplan aufgenommen, ſo hat im Falle 
des Widerſpruchs der Gläubiger die im F. 764 der Civilprozeßordnung beſtimmten 
Pflichten und Rechte des widerſprechenden Gläubigers, ſofern nicht ſpäteſtens im 
Termine die Vollſtreckbarkeit der Forderung nachgewieſen wird. Auf laufende 
und rückſtändige Beträge eingetragener Zinſen und eingetragener wiederkehrender 
Hebungen findet dieſe Vorſchrift nicht Anwendung. 


$. 115. 


Die Uebernahme der Forderungen durch den Erſteher (F. 107) wird durch 
die zur Ausführung des Planes zu Protokoll feſtgeſtellte Erklärung des Richters 
vollendet. 

Wird ein nach dem Plane zu übernehmender Anſpruch durch einen Wider— 
ſpruch betroffen, ſo iſt durch den Vertheilungsplan feſtzuſtellen, welcher Anſpruch 
ftatt deſſelben eintretenden Falls von dem Erſteher zu übernehmen iſt. Die Er- 
klärung des Richters bezüglich der Uebernahme erfolgt ſogleich unter Beifügung 
einer der Sachlage entſprechenden Bedingung. 

Auf die nach $$. 57 bis 59 zu übernehmenden Hypotheken finden die 
Beſtimmungen des $. 41 des Geſetzes über den Eigenthumserwerb und die 
dingliche Belaſtung der Grundſtücke vom 5. Mai 1872 (Geſetz-Samml. S. 433) 
entſprechende Anwendung. 

$. 116. 


Der Erſteher kann in Anrechnung auf das baar zu zahlende Kaufgeld die 
aus demſelben zur Hebung kommenden Forderungen mit Einwilligung der be— 
treffenden Gläubiger übernehmen. 

Eine ſolche Uebernahme wirkt wie eine aus dem Grundſtücke gewährte Be— 
friedigung. Das Gleiche gilt, wenn außerhalb der Fälle der $$. 57 bis 60 die 
Uebernahme einer Forderung als Kaufbedingung geſtellt iſt. 


$. 117. 


Soweit die Uebernahme der Forderungen, welche aus dem baar zu zahlenden 
Kaufgelde zur Hebung kommen, nicht erfolgt, wird auf dieſelben nach der Reihen— 
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folge des Planes ein entſprechender Betrag der baar vorhandenen Theilungsmaſſe 
gezahlt oder in Ermangelung eines ſolchen ein entſprechender Theil des rück— 
ſtändigen Kaufgeldes überwieſen. 

Eine ſolche Ueberweiſung bewirkt nur die Tilgung des Realanſpruchs an 
dem Grundſtücke. Sie wirkt wie eine aus dem Grundſtücke gewährte Befriedigung, 
wenn der Gläubiger nicht binnen ſechs Monaten nach der Ueberweiſung die 
Wiederverſteigerung des Grundſtücks ($. 128) gehörig beantragt und demnächſt 
ohne Verzögerung durchführt. Der Gläubiger einer auf mehreren Grundſtücken 
ungetheilt haftenden Forderung behält feine Rechte an den miwerhafteten Grund- 
ſtücken, wenn er die Rechte aus der Ueberweiſung innerhalb der bezeichneten Friſt 
aufgiebt. 

Die Ueberweiſung erfolgt erforderlichen Falls auch für die aus dem Kauf⸗ 
gelde zu entnehmenden Koſten des Verfahrens. 

Im Falle des §. 110 erfolgt die Ueberweiſung auch für die bedingt be- 
rechtigten nachſtehenden Gläubiger unter einer nach den Vorſchriften des §. 59 
zu beſtimmenden Bedingung. Wirkt die Ueberweiſung für eine Forderung, welche 
auch auf einem anderen Grundſtücke ungetheilt haftet, als Befriedigung, ſo erliſcht 
die weitere bedingte Ueberweiſung. 

Iſt das Kaufgeld hinterlegt worden, ſo kann ſtatt der Zahlung eine An⸗ 
weiſung auf den hinterlegten Betrag erfolgen. 


F. 118. 


Soweit der Theilungsplan bezüglich des baar zu zahlenden Kaufgeldes in 
Folge erhobenen Widerſpruchs oder wegen des dem Schuldner zuſtehenden Rechts, 
die Vollſtreckung abzuwenden, nicht unbedingt ausgeführt werden kann, ſind die 
entſprechenden Geldbeträge zu hinterlegen und die entſprechenden Theile des rück— 
ſtändigen Kaufgeldes den Betheiligten als eine unter ihnen ſtreitige Forderung zu 
überweiſen. 

§. 119. 

Beträge, welche für wiederkehrende Hebungen nach $. 109 oder für For⸗ 
derungen unter aufſchiebender Bedingung oder für Forderungen unter auflöſender 
Bedingung, deren Gläubiger zu einer Sicherheitsleiſtung verpflichtet iſt, angeſetzt 
werden, ſind in Ermangelung einer Einigung der Betheiligten zu hinterlegen. 
Iſt für dieſelben ein Theil des rückſtändigen Kaufgeldes zu überweiſen, ſo erfolgt 
die Ueberweiſung an die Betheiligten mit der aus den Rechten derſelben ſich er— 
gebenden Beſchränkung eines jeden von ihnen. 


$. 120. 

Iſt zu einer Forderung, welche aus dem baar zu zahlenden Kaufgelde zur 
Hebung kommt, ein Gläubiger nicht legitimirt, ſo iſt der für die Forderung an⸗ 
geſetzte Betrag zu hinterlegen. Iſt ein Theil des rückſtändigen Kaufgeldes zu 
überweiſen, ſo erfolgt die Ueberweiſung an die noch unbekannten Berechtigten mit 
Vorbehalt der Feſtſtellung derſelben. 

Gef. Samml. 1883. (Nr. 8949.) 31 
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Für den Fall, daß die Forderung in Wegfall kommt, iſt durch den 
Theilungsplan feſtzuſtellen, wer den hinterlegten oder überwieſenen Betrag zu be⸗ 
anſpruchen hat. 

$. 121. 

Iſt der Gläubiger einer Forderung als ſolcher legitimirt, aber nicht er⸗ 
ſchienen, ſo erfolgt die Ueberſendung des auszuzahlenden Betrages durch die Poſt 
nach Maßgabe der $$. 25, 26 der Hinterlegungsordnung vom 14. März 1879. 

Findet hiernach die Ueberſendung durch die Poſt nicht ſtatt und wird auch 
nicht beantragt, die Auszahlung an den Berechtigten ſelbſt durch ein erſuchtes 
Gericht bewirken zu laſſen, ſo iſt der auszuzahlende Betrag zu hinterlegen. 

Die Koften und die Gefahr der Ueberſendung an ein erſuchtes Gericht 
trägt der Berechtigte. 

$. 122. 

Die vorgelegten Urkunden über eingetragene Forderungen ſind ebenſo wie 
bei erfolgter Löſchung zu vernichten (Grundbuchordnung vom 5. Mai 1872 
$$. 114, 115), ſofern die Forderungen nicht von dem Erſteher übernommen ſind. 

Auf den Urkunden, ſowie auf vollſtreckbaren Schuldtiteln der Gläubiger 
hat der Richter zu beurkunden, ob und bis zu welchem Betrage die Forderung 
durch Zahlung oder durch Ueberweiſung rückſtändigen Kaufgeldes zur Hebung 
gekommen oder ausgefallen iſt, im Falle der Uebernahme in Anrechnung auf 
den Kaufpreis aber die Aenderungen zu beurkunden, welche in den Bedingungen 
der Verzinſung und Zahlung in Folge Anwendung des $. 58 eingetreten find. 
Der wörtliche Inhalt dieſer Beurkundungen iſt in das Protokoll aufzunehmen. 

Demnächſt find die Urkunden über Forderungen, welche durch Zahlung 
getilgt worden, dem letzten zu den Vollſtreckungsakten nachgewieſenen Eigenthümer 
des verſteigerten Grundſtücks auszuhändigen, die Urkunden über alle übrigen 
Forderungen an die Gläubiger zurückzugeben. 


§. 123. 

Iſt gegen das Zuſchlagsurtheil rechtzeitig Beſchwerde eingelegt oder wird 
nachgewieſen, daß gegen daſſelbe noch rechtzeitig Beſchwerde eingelegt werden kann, 
ſo muß auf Antrag des Erſtehers die Ausführung der Vertheilung bis zur Rechts- 
kraft des Urtheils ausgeſetzt werden. 


F. 124. 


Nach Ausführung des Theilungsplans erſucht das Gericht den Grundbuch⸗ 
richter unter Vorlegung einer Ausfertigung des über die Vertheilung des Kauf⸗ 
geldes aufgenommenen Protokolls und des Zuſchlagsurtheils um: 

1) die Eintragung des Erſtehers als Eigenthümer 

2) die Löſchung des in §. 18 bezeichneten Vermerks und aller Realfor- 

derungen, welche nicht nach geſetzlicher Vorſchrift auf den Erſteher über⸗ 
gehen oder von demſelben übernommen worden find; 
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3) die Eintragung der nach den $$. 58, 59, 115 etwa eintretenden Aende⸗ 
rungen vorhandener Eintragungen; 


4) die Eintragung des etwa rückſtändigen Kaufgeldes in den den einzelnen 
Gläubigern überwieſenen Beträgen und der feſtgeſtellten Rangordnung 
als Hypothek. N 

Bei den zu Nr. 2 bezeichneten Löſchungen iſt die Vorlegung der Schuld⸗ 
urkunden nicht erforderlich. 

Bei der Eintragung derjenigen Theile des Kaufgeldes, welche auf die 
Koften des Verfahrens oder die in den $$. 24, 26 bezeichneten Anſprüche über⸗ 
wieſen ſind, iſt die Vorlegung der über nachſtehende Forderungen vorhandenen 
Urkunden nicht erforderlich. Auf dieſe Theile des Kaufgeldes finden die $$. 63 
bis 66 des Geſetzes über den Eigenthumserwerb und die dingliche Belaſtung der 
Grundſtücke vom 5. Mai 1872 nicht Anwendung. Die Gläubiger der nach⸗ 
eingetragenen Forderungen ſind von der erfolgten Eintragung zu benachrichtigen. 

Der im Falle der Uebernahme einer Forderung auf Zinſen, laufende und 
rückſtändige Beträge wiederkehrender Hebungen und Koſten dieſer Forderung über⸗ 
wieſene Theil des Kaufgeldes wird nicht eingetragen. Die Anſprüche, für welche 
die Ueberweiſung erfolgt iſt, behalten das ihnen zuſtehende Realrecht. Für eine 
von dem Gläubiger im Vertheilungstermin beantragte Wiederverſteigerung behalten 
die älteren als zweijährigen Rückſtände an Zinſen und wiederkehrenden Hebungen 
ihren bisherigen Rang. 

Eintragungen, welche der Erſteher in der Vertheilungsverhandlung bewilligt 
hat, erfolgen bei der Eintragung des Erſtehers als Eigenthümers auf Grund 
dieſer Bewilligung. 


$. 125. 


Iſt eine Forderung, welche ungetheilt auch auf einem anderen Grundſtücke 
eingetragen iſt, durch Zahlung getilgt, oder von dem Erſteher mit Einwilligung 
des Gläubigers in Anrechnung auf den Kaufpreis übernommen (F. 116), jo erſucht 
das Gericht den Grundbuchrichter um Löſchung der Forderung bei dem mit⸗ 
verhafteten Grundſtücke. Mit dem Erſuchen iſt eine auszugsweiſe Ausfertigung 
des Protokolls und im Falle der Uebernahme der Forderung die Schuldurkunde 
vorzulegen. 

Iſt für eine ſolche Forderung ein Kaufgeldrückſtand überwieſen, ſo iſt bei 
1 des Kaufgeldrückſtandes die Mithaft des anderen Grundſtücks zu 
vermerken. 


$. 126. 

Iſt gegen die Ertheilung des Zuſchlags rechtzeitig Beſchwerde eingelegt, ſo 
dürfen vor Erledigung der Beſchwerde Eintragungen in das Grundbuch auf 
Grund des Zuſchlags nur nach Maßgabe des F. 658 der Civilprozeßordnung 
erfolgen. 
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$. 127. 


Ueber die eingetragenen Kaufgeldrückſtände ſind den Gläubigern, ſofern ſie 
nicht verzichten, Hypothekenbriefe zu ertheilen, mit welchen als Schuldurkunden 
Ausfertigungen des entſcheidenden Theils des Zuſchlagsurtheils und eines Auszugs 
aus dem Protokolle über die Vertheilung des Kaufgeldes zu verbinden ſind. 

In den Fällen der §§. 118, 120 erfolgt die Ertheilung der Hypotheken— 
briefe erſt nach endgültiger Ueberweiſung der Forderung. 

Im Falle des zweiten Abſatzes des F. 125 iſt die zu bildende Urkunde mit 
der vorhandenen Urkunde durch Schnur und Siegel zu verbinden. 

Die Hypothekenbriefe find den Gläubigern auszuhändigen. 

Der Eigenthümer erhält eine Benachrichtigung. 


$. 128. 


Wegen des rückſtändig gebliebenen und überwieſenen Kaufgeldes findet auf 
Antrag eines jeden Gläubigers die Wiederverſteigerung des Grundſtücks ſtatt, ſo 
lange der Erſteher noch nicht als Eigenthümer eingetragen worden iſt, oder das 
Kaufgeld auf Grund des Zuſchlagsurtheils im Grundbuche eingetragen ſteht. 

Die Wiederverſteigerung wird unter entſprechender Anwendung der für die 
Verſteigerung gegebenen Vorſchriften eingeleitet und durchgeführt. Die Bei⸗ 
bringung eines Auszuges aus der Grundſteuermutterrolle und der Gebäudeſteuer⸗ 
rolle iſt nicht erforderlich, wenn der Antrag binnen einer Friſt von drei Monaten 
nach dem Tage des zur Belegung des Kaufgeldes beſtimmten Termins geſtellt wird. 


$. 129. 


Wegen des rückſtändig gebliebenen und überwieſenen Kaufgeldes findet außer 
der Wiederverſteigerung die Zwangsvollſtreckung gegen den Erſteher und im Falle 
des F. 83 Abſatz 2 auch gegen den für mitverhaftet erklärten Meiſtbietenden ſtatt. 
Dieſelbe erfolgt auf Grund vollſtreckbarer Ausfertigungen des Zuſchlagsurtheils. 

Die Ueberweiſung des Kaufgeldes iſt in der Vollſtreckungsklauſel zu er⸗ 
wähnen. Die Zuſtellung einer Urkunde über die Ueberweiſung iſt nicht erforderlich. 


$. 130. 


Jedem Gläubiger, deſſen Forderung von dem Erſteher in Anrechnung auf 
den Kaufpreis übernommen worden, iſt auf Antrag eine auszugsweiſe Ausfertigung 
des Protokolls über die Belegung und Vertheilung des Kaufgeldes zu ertheilen. 


$. 131. 


Zur Ermittelung der unbekannten Berechtigten einer zur Hebung gekommenen 
Forderung (F. 120) iſt denfelben nach dem Vertheilungstermine von dem Voll⸗ 
ſtreckungsgericht ein beſonderer Vertreter zu beſtellen, ſofern ein ſolcher nicht bereits 
nach F. 4 beſtellt iſt. 


RT 
Die Gebühren und Auslagen des Vertreters find aus dem zur Hebung 
gekommenen Betrage vorweg zu berichtigen. 


$. 132. 


Wird die bei der Vertheilung des baar zu zahlenden Kaufgeldes fehlende 
Legitimation eines Gläubigers nachträglich geführt, ſo wird demgemäß die nach 
F. 120 erfolgte Vertheilung ohne Zuziehung anderer Intereſſenten weiter aus⸗ 
geführt. Das Aufgebot einer Schuldurkunde erfolgt auch nach Löſchung des 
Anſpruchs im Grundbuche nach den Vorſchriften des §. 20 Abſatz 4 des Aus⸗ 
führungsgeſetzes zur Civilprozeßordnung. 

Iſt die Forderung durch einen Widerſpruch betroffen, ſo iſt der Wider⸗ 
ſprechende von der erfolgten Legitimation von Amtswegen zu benachrichtigen. Die 
im $. 764 der Civilprozeßordnung beſtimmte Friſt beginnt mit der Zuftellung der 
Benachrichtigung. 

$. 133. 

Iſt binnen einer Frift von drei Monaten nach der Vertheilung des Kauf⸗ 
geldes zu der Forderung ($. 120) ein Gläubiger nicht legitimirt, fo iſt derjenige, 
welcher nach dem Vertheilungsplan den für die Forderung zur Hebung gekommenen 
Betrag beanſpruchen kann (F. 120 Abſatz 2), auf Antrag von dem Gericht zu 
ermächtigen, das Aufgebot des Gläubigers der Forderung und derjenigen, welche 
von dieſem Rechte herleiten, zum Zwecke der Ausſchließung der Anſprüche auf 
den zur Hebung gekommenen Betrag zu beantragen. 

Von mehreren Berechtigten iſt jeder rückſichtlich des ihm zufallenden Theiles 
zu dem Antrage zu ermächtigen. 


$. 134. 


Nimmt das Gericht nach Ertheilung der Ermächtigung zum Aufgebot 
(F. 133) die Legitimation eines Gläubigers zu der Forderung als geführt an, ſo 
erfolgt die weitere Ausführung der Vertheilung mit Zuziehung der betheiligten 
Gläubiger, des letzten zu den Vollſtreckungsakten nachgewieſenen Eigenthümers 
des verſteigerten Grundſtücks und des den unbekannten Betheiligten beſtellten Ver⸗ 
treters unter entſprechender Anwendung der $$. 104, 105, 113, 114, 118, 119, 
122, 124. 

In der Ladung des zum Aufgebote Ermächtigten iſt die geführte Legitimation 
zu erwähnen. Mit der Zuſtellung der Ladung an denſelben erliſcht die Er⸗ 
mächtigung zum Aufgebote. 

Die in $. 764 der Civilprozeßordnung beſtimmte Friſt beginnt mit dem 
Tage des neuen Vertheilungstermins. 


$. 135, 


Mit dem Antrage auf das nach $. 133 zuläffige Aufgebot hat der Antrag. 
ſteller ein Verzeichniß der etwaigen ihm bekannten angeblichen Rechtsnachfolger 
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des letzten verfügungsberechtigten Inhabers der Forderung einzureichen und zu 
verſichern, daß außer dieſen keine anderen ihm bekannten Rechtsnachfolger vor- 
handen ſind. 

Das Aufgebot erfolgt nach den Vorſchriften für das Aufgebotsverfahren 
zum Zwecke der Kraftloserklärung von Urkunden über Anſprüche, welche im Grund— 
buch eingetragen ſind. Zuſtändig iſt das Vollſtreckungsgericht. 

In dem Aufgebot iſt die Forderung, auf welche daſſelbe ſich bezieht, nach 
dem aus dem Grundbuche erſichtlichen Gläubiger und Schuldner, dem Betrage, 
dem Datum der Urkunde und dem verſteigerten Grundſtücke zu bezeichnen und 
der zur Hebung gekommene Betrag anzugeben. 

Das Aufgebot iſt dem Vertreter der unbekannten Betheiligten, ſowie dem 
letzten verfügungsberechtigten Inhaber der Forderung oder deſſen von dem Antrag— 
ſteller angezeigten Rechtsnachfolgern von Amtswegen zuzuſtellen. 

Die zu den Vollſtreckungsakten erfolgten Anmeldungen gelten auch für das 
Aufgebotsverfahren. 

Anſprüche, welche nicht angemeldet worden, ſind auszuſchließen. 

Der Antragſteller hat wegen der Koſten des Verfahrens ein Recht auf 
vorzugsweiſe Befriedigung aus dem zur Hebung gekommenen Betrage. 


$. 136. 


Nach Erlaß des Ausſchlußurtheils erfolgt die weitere Vertheilung mit Zu— 
ziehung derjenigen, welchen Anſprüche vorbehalten ſind, ſowie derjenigen, welche 
das Aufgebot beantragt haben, des letzten zu den Vollſtreckungsakten nach⸗ 
gewieſenen Eigenthümers des verſteigerten Grundſtücks und des den unbekannten 
Betheiligten beſtellten Vertreters nach Maßgabe der Vorſchriften des §. 134 Abſatz 1. 

Die in dem Ausſchlußurtheil vorbehaltenen Anſprüche find in den Theilungs- 
plan nur aufzunehmen, wenn ſie glaubhaft gemacht werden. 


$. 137. 


Wird durch einen Widerſpruch ein Anſpruch betroffen, welcher ohne den 
Widerſpruch von dem Erſteher zu übernehmen ſein würde, und iſt die Perſon 
oder der Aufenthalt des Gläubigers unbekannt, ſo iſt dem letzteren auf Antrag 
des Widerſprechenden gemäß §. 131 ein Vertreter zu beſtellen. 

ſt der Gläubiger binnen einer Friſt von drei Monaten nach Stellung des 
Antrags nicht ermittelt, fo iſt der Widerſprechende auf Antrag gemäß $. 133 zu 
dem Aufgebote des Berechtigten zu ermächtigen. 

Der F. 132 Abſatz 2 und die $$. 134 bis 136 finden entſprechende An- 
wendung. Anſprüche, welche in dem Aufgebotsverfahren nicht angemeldet worden, 
ſind nur inſoweit auszuſchließen, als es nach dem Inhalte des Theilungsplans 
im Intereſſe des Antragſtellers erforderlich iſt. 

Die über den Anſpruch vorhandene Urkunde braucht zur Begründung des⸗ 
ſelben gegenüber dem Widerſprechenden nicht vorgelegt zu werden. Der Wider— 
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ſprechende hat, wenn er unterliegt, die verurſachten Gebühren und Auslagen des 
beſtellten Vertreters ſowie die Koſten des Aufgebots zu tragen. 

Durch den Antrag auf Beſtellung eines Vertreters wird die in $. 764 der 
Civilprozeßordnung beſtimmte Friſt gewahrt. 

Wird von dem Widerſprechenden der Antrag auf Ermächtigung zum Auf— 
gebot binnen einer Friſt von vier Monaten, welche mit dem Tage des Antrags 
auf Beſtellung eines Vertreters beginnt, nicht geſtellt, oder die Stellung des 
Aufgebotsantrags binnen einer Friſt von einem Monat, welche mit der Er⸗ 
mächtigung zum Aufgebot beginnt, dem Vollſtreckungsgericht nicht nachgewieſen, 
oder wird das Aufgebotsverfahren ohne Erlaß eines Ausſchlußurtheils erledigt, ſo 
erfolgt die Ausführung des Theilungsplans ohne Rückſicht auf den erhobenen 
Widerſpruch. 

Das nach den Vorſchriften der Abſätze 1 bis 4 zuläſſige Verfahren wird 
dadurch nicht ausgeſchloſſen, daß der Theilungsplan ohne Rückſicht auf den Wider⸗ 
ſpruch ausgeführt iſt. 

§. 138. 

Hat auf Grund des F. 74 ein Intereſſent Verpflichtungen übernommen, 
ſo iſt das Verfahren zur Belegung und Vertheilung des Kaufgeldes auf die von 
dem Intereſſenten zu zahlenden Beträge auszudehnen. 


vierter Titel. 
Zwangsverwaltung. 


$. 139. 


Auf die Zwangsverwaltung finden die $$. 13 bis 15, $. 16 Abſatz 1, 3, 
$$. 18, 20 entſprechende Anwendung. Die Beibringung eines Auszugs aus der 
Grundſteuermutterrolle und der Gebäudeſteuerrolle iſt nicht erforderlich. 

Iſt das Grundſtück für die Forderung des Gläubigers dinglich verhaftet, 
fo genügen ſtatt der nach §. 14 Nr. 2, 3 beizubringenden Urkunden ſolche Ur⸗ 
kunden, welche glaubhaft machen, daß der Schuldner ſich im Beſitze des Grumd- 
ſtücks befindet. 

$. 140. 


In dem Einleitungsbeſchluſſe hat das Gericht dem Schuldner jede Ein- 
miſchung in die Geſchäftsführung des zu beſtellenden Verwalters, ſowie jede Ver⸗ 
fügung über die Einkünfte des Grundſtücks zu unterſagen, und dritten Perſonen, 
in deren Leiſtungen Einkünfte des Grundſtücks beſtehen, die fernere Leiſtung an 
den zu beſtellenden Verwalter aufzugeben. Zu den Einkünften gehören ſowohl 
die abgeſonderten, als die noch zu gewinnenden Früchte, ſowohl die fälligen, als 
die noch fällig werdenden Hebungen. 

Der Beſchluß, durch welchen der Beitritt eines Gläubigers zugelaſſen wird, 
iſt auch dem Verwalter von Amtswegen zuzuſtellen. 

(Nr. 8949.) 
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F. 141. 


Wohnt der Schuldner zur Zeit der Beſchlagnahme auf dem Grundſtücke, 
ſo ſind ihm während der Dauer der Verwaltung die für ihn und ſeine Familie 
unentbehrlichen, für die Verwaltung nicht erforderlichen Wohnungsräume zu be⸗ 
laſſen. Ueber den Umfang der zu gewährenden Räume entſcheidet das Voll— 
ſtreckungsgericht. Die Vergünſtigung iſt von dem Gerichte aufzuheben, wenn der 
Schuldner das Grundſtück oder deſſen Verwaltung gefährdet. 


§. 142. 

Das Gericht hat den Verwalter zu ernennen und auf Antrag an Eidesſtatt 
zu verpflichten. 

Das Grundſtück iſt dem Verwalter durch einen Beamten des Gerichts oder 
durch einen von dem Gerichte zu beſtellenden Gerichtsvollzieher zur Verwaltung 
und zur Erhebung der Einkünfte zu übergeben. Das Gericht kann jedoch den 
Verwalter ermächtigen, ſich ſelbſt in den Beſitz des Grundſtücks zu ſetzen. 

Der Verwalter iſt auf Grund der Ernennung zur Einziehung der in 
Leiſtungen Dritter beſtehenden Einkünfte an Stelle des Schuldners berechtigt. 


F. 143. 


Durch die Beſchlagnahme ($. 16) erlangt der Gläubiger an den Einkünften 
des Grundſtücks unter Vorbehalt der Rechte der Realgläubiger ein Pfandrecht 
mit den im $. 709 der Civilprozeßordnung beſtimmten Wirkungen. 

Die Beſchlagnahme des Grundſtücks und das Pfandrecht an den Ein- 
künften wird durch die Uebergabe des Grundſtücks an den Verwalter, und im 
Falle des ſpäteren Beitritts eines Dritten durch die Zuſtellung des Zulaſſungs⸗ 
beſchluſſes an den Verwalter in gleicher Weiſe wie durch die Zuſtellung des Ein⸗ 
leitungsbeſchluſſes an den Schuldner bewirkt. 

Gegen Dritte, in deren Leiſtungen die Einkünfte des Grundſtücks beſtehen, 
wird die Beſchlagnahme durch Bekanntmachung derſelben von Seiten des Ver⸗ 
walters oder des die Uebergabe des Grundſtücks leitenden Beamten wirkſam. 
Auf Antrag des betreibenden Gläubigers oder des Verwalters iſt ein Zahlungs⸗ 
verbot zu erlaſſen und von Amtswegen zuzuſtellen. 


$. 144. 


Das Gericht hat den Verwalter nach Anhörung des Gläubigers und des 
Schuldners, geeigneten Falles unter Zuziehung eines Sachverſtändigen, mit der 
erforderlichen Anweiſung für die Verwaltung zu verſehen, die dem Verwalter zu 
gewährende Vergütung feſtzuſetzen und die Geſchättsführung deſſelben zu beaufſichtigen. 

Das Gericht kann dem Verwalter die Leiſtung einer Sicherheit auferlegen, 
Ordnungsſtrafen bis zu zweihundert Mark gegen ihn feſtſetzen und ihn entlaſſen. 

Der Verwalter hat die Sorgfalt eines ordentlichen Hausvaters anzuwenden. 
Er iſt verpflichtet, dem Gläubiger und dem Schuldner alljährlich und nach Be⸗ 
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endigung der Verwaltung Rechnung zu legen. Die Rechnungen ſind dem Gericht 
einzureichen und von dieſem dem Gläubiger und dem Schuldner vorzulegen. 

Der Juſtizminiſter kann für die Geſchäftsführung der Verwalter und die 
denſelben zu gewährende Vergütung allgemeine Anordnungen treffen. 


$. 145. 


Die mit Korporationsrechten verſehenen Kreditinſtitute können auf Erſuchen 
des Gerichts die dem letzteren im erſten Abſatz des $. 142 und in dem F. 144 
zugewieſene Thätigkeit bezüglich landwirthſchaftlich oder forſtwirthſchaftlich benutzter 
Grundſtücke übernehmen. 

Einem ſolchen Kreditinſtitute kann durch ſtatutariſche Beſtimmungen mit 
landesherrlicher Genehmigung ein Anſpruch auf Ueberweiſung der im vorſtehenden 
Abſatz bezeichneten Thätigkeit bezüglich der von dem Inſtitut beliehenen Grund— 
ſtücke beigelegt werden. 

§. 146. 


Die Vorſchriften des $. 690 der Civilprozeßordnung finden entſprechende 
Anwendung, wenn ein Dritter ein Recht an dem Grundſtücke behauptet, welches 
die Zwangsverwaltung unzuläſſig machen würde. 


$. 147. 


Die $$. 21, 23 bis 30, 33 bis 38 finden bei der Zwangsverwaltung ent⸗ 
ſprechende Anwendung. Aus den erzielten Einkünften des Grundſtücks ſind von 
den in den Fh. 25 bis 29 bezeichneten Forderungen zunächſt nur die laufenden 
Abgaben, Leiſtungen und Zinſen zu berichtigen. 

Hat einer der in F. 29 bezeichneten Gläubiger feine Befriedigung lediglich 
aus den Einkünften zu fordern, ſo iſt derſelbe an der ihm zuſtehenden Stelle 
wegen feiner ganzen Forderung ($. 35) zu befriedigen. 

Die hiernach verbleibenden Ueberſchüſſe find zur Befriedigung der Gläubiger, 
welche die Zwangsverwaltung betreiben, und in dem nach den Vorſchriften der 
Abſätze 1, 2 zu beſtimmenden Umfange zur Berichtigung der nach der Beſchlag— 
nahme entftandenen Anſprüche in der nach den $$. 25 bis 38 zu beſtimmenden 
Reihenfolge zu verwenden. 


$. 148. 


Die Koſten und Ausgaben der Zwangsverwaltung einſchließlich derer, welche 
von dem Gläubiger zur Erhaltung und nöthigen Verbeſſerung des Grundſtücks 
vorgeſchoſſen ($. 24) oder von dem Verwalter innerhalb der ihm ertheilten An— 
weilungen gemacht worden find ($. 144), werden aus den erzielten Einkünften 
des Grundſtücks vorweg beſtritten. 

Die in den $$. 25 bis 28 bezeichneten laufenden Leiſtungen find aus den 
Einkünften durch den Verwalter ohne weiteres Verfahren zu berichtigen. 

Gef. Samml. 1883. (Nr. 8949.) 32 
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$. 149. 


Iſt zu erwarten, daß aus den Einkünften des Grundſtücks weitere Zahlungen 
an die Gläubiger erfolgen können, ſo hat das Gericht den Grundbuchrichter um 
Ertheilung der in $. 19 bezeichneten Abſchriften und Nachrichten zu erſuchen. 

Nach Eingang derſelben erfolgt die Feſtſtellung des Vertheilungsplanes unter 
entſprechender Anwendung der $$. 101, 104 bis 106, 113, 114, 118. 

Jeder Intereſſent kann eine ſpätere Abänderung des Planes im Wege der 
Klage gegen die bei der Abänderung Betheiligten erwirken. Zahlungen „welche 
vor einer ſolchen Abänderung auf Grund des Planes geleiſtet ſind, können auf 
Grund der Abänderung nicht zurückgefordert werden. 


$. 150. 


Die nach dem feftgeftellten Plane erforderlichen Zahlungen find an den 
Fälligkeitsterminen durch den Verwalter zu leiften, ſoweit die jedesmaligen Beſtände 
der Einkünfte hinreichen. Der Verwalter iſt hierzu mit der erforderlichen An— 
weiſung zu verſehen. 

Iſt das Grundſtück im Verfahren der Zwangsverſteigerung zugeſchlagen, 
fo find die noch nicht vertheilten Einkünfte zu der im Verſteigerungsverfahren zu 
vertheilenden Maſſe ($. 102) abzuführen. Die Rechte der einzelnen Gläubiger 
auf dieſe Einkünfte ſind bei der Vertheilung im Verſteigerungsverfahren zu be— 
rückſichtigen. 

$. 151. 


Iſt zu einer Forderung ein Gläubiger nicht legitimirt, ſo hat der Verwalter 
die zu zahlenden Beträge zu hinterlegen. Die weitere Behandlung derſelben erfolgt 
erforderlichen Falls zuſammen mit den bei der Zwangsverſteigerung für die Forderung 
zur Hebung kommenden Beträgen. 

Iſt die Zwangsverſteigerung nicht eingeleitet oder kommt bei derſelben die 
Forderung nicht zur Hebung, ſo iſt mit der Vertheilung der hinterlegten Beträge 
unter entſprechender Anwendung der $$. 120, 131 bis 136 weiter zu verfahren. 


$. 152. 


Zahlungen auf eingetragene Kapitalforderungen erfolgen, wenn der Gläubiger 
ſich durch Vorlegung der Schuldurkunde zu legitimiren hat, in einem Termin, 
zu welchem der Gläubiger von Amtswegen zu laden iſt. Die Vorſchriften der 
§§. 121, 122, 124 bis 126 finden entſprechende Anwendung. 


$. 153. 


Erfolgt die Zwangsverwaltung zur Vollziehung eines Arreſtes, fo find die 
Beträge, welche auf die zu ſichernde Forderung fallen, zu hinterlegen. 


= = 


$. 154. 


Die Aufhebung der Zwangsverwaltung erfolgt durch Beſchluß des Gerichts. 
Die Aufhebung erfolgt von Amtswegen, wenn der Gläubiger aus den Einkünften 
des Grundſtücks befriedigt worden iſt. 

Das Gericht kann die Aufhebung des Verfahrens anordnen, wenn die 
Fortdauer der Beſchlagnahme beſondere Aufwendungen erfordert und der Gläubiger 
den nöthigen Geldbetrag nicht vorſchießt. 

Das Gericht hat bei der Aufhebung den Grundbuchrichter um Löſchung 
des die Zwangsverwaltung betreffenden Vermerks zu erſuchen. 


Zweiter Abſchnitt. 
Zwangsvollſtreckung in andere Gegenſtaͤnde des unbeweglichen Vermögens. 


Erſter Titel. 
Allgemeine Beſtimmungen. 


F. 155. 

Bei der Zwangsvollſtreckung in Gegenſtände des unbeweglichen Vermögens 
außer Grundſtücken iſt als Vollſtreckungsgericht das Amtsgericht zuſtändig, in 
deſſen Bezirke die Sache belegen iſt, die Gerechtigkeit ausgeübt wird, oder das 
Schiff zur Zeit der Beſchlagnahme ſich befindet. 


$. 156. 


Die Zwangsvollſtreckung erfolgt unter entſprechender Anwendung der Vor⸗ 
ſchriften des $. 755 Abſatz 2 und des F. 756 der Civilprozeßordnung und des 
erſten Abſchnitts dieſes Geſetzes nach Maßgabe der nachſtehenden Titel 2 bis 4. 


Zweiter Titel. 
Zwangsvollſtreckung in Bergwerkseigenthum. 


$. 157. 

Dem Antrage auf Zwangsverſteigerung oder Zwangsverwaltung von Berg⸗ 
werkseigenthum iſt ſtatt der in $. 14 Nr. 1 bezeichneten Urkunden eine oberberg⸗ 
amtlich, gerichtlich oder notariell beglaubigte Abſchrift der Verleihungsurkunde des 
Bergwerks, oder, wenn der Antrag eine Kohlenabbaugerechtigkeit betrifft, eine in 
gleicher Art beglaubigte Abſchrift des Aktes beizufügen, durch welchen die Gerechtig— 
keit vom Eigenthum an der Grundoberfläche getrennt worden iſt. 


$. 158. 


Zu den Intereſſenten des Verfahrens (F. 21) gehört der Repräſentant oder 
Grubenvorſtand. 
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$. 159. 


Den Bergarbeitern ſteht wegen der laufenden Beträge und der Rückſtände 
aus dem letzten Jahre an Lohn und anderen Bezügen das in $. 26 beſtimmte 
Recht auf vorzugsweiſe Befriedigung zu. 

Die nach $. 174 und $. 175 Abſatz 2 des Berggeſetzes vom 24. Juni 1865 
(Geſetz-Samml. S. 705) von dem Werksbeſitzer zu leiſtenden Beiträge zu den 
Knappſchafts- und Krankenkaſſen gehören zu den im F. 28 bezeichneten Laſten. 

Das Recht der Gewerkſchaften auf vorzugsweiſe Berichtigung der von einem 
unbeweglichen Bergwerksantheile zu leiſtenden Beiträge bleibt unberührt. 


$. 160. 


In der Bekanntmachung des Verſteigerungstermins iſt der Name des 
Bergwerks, die Feldesgröße, die Mineralien, auf welche das Bergwerkseigenthum 
verliehen iſt, der Kreis, in welchem das Feld liegt, und die dem Werke zunächſt 
belegene Stadt, bei der Verſteigerung von Bergwerksantheilen auch die Zahl der 
Kuxe, in welche das Bergwerk getheilt iſt, anzugeben. 

Kohlenabbaugerechtigkeiten find unter entſprechender Anwendung der Vor⸗ 
ſchriften des erſten Abſatzes zu bezeichnen. 


$. 161. 


An Stelle des nach der Veranlagung zur Grund- und Gebäudefteuer zu 
berechnenden Betrages, innerhalb deſſen Hypotheken und Grundſchulden auf dem 
zu verſteigernden Gegenſtande eingetragen ſein müſſen, um nach der Vorſchrift 
des $. 64 Abſatz 2 zur Sicherheitsleiſtung benutzt werden zu können, iſt ein ge— 
wiſſer Betrag von dem Gericht, erforderlichen Falls nach Anhörung des zuſtändigen 
Revierbeamten, feſtzuſetzen. Der feſtgeſetzte Betrag ift in der Bekanntmachung des 
Verſteigerungstermins anzugeben. . 

Der Verſteigerungstermin iſt längſtens auf drei Monate hinauszurücken. 


Dritter Titel. 
Zwangsvollſtreckung in Schiffmühlen und Gerechtigkeiten. 


$. 162. 


Bei der Zwangsverſteigerung von Schiffmühlen und Gerechtigkeiten iſt an 
Stelle des nach der Veranlagung zn Gebäudeſteuer zu berechnenden Betrags, 
innerhalb deſſen Hypotheken und Grundſchulden eingetragen ſein müſſen, um 
nach der Vorſchrift des $. 64 Abſatz 2 zur Sicherheitsleiſtung benutzt werden zu 
können, ein gewiſſer Betrag von dem Gericht, erforderlichen Falls nach Anhörung 
eines Sachverſtändigen, feſtzuſetzen, ſofern nicht eine zu verſteigernde Gerechtigkeit 
zur Gebäudeſteuer veranlagt iſt. Der feſtgeſetzte Betrag iſt in der Bekanntmachung 
des Verſteigerungstermins anzugeben. 
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Dierter Titel. 
Zwangsvollſtreckung in Schiffe. 


$. 163. 

Die Zwangsvollſtreckung in Schiffe erfolgt nur durch Zwangsverſteigerung. 

Während des Verfahrens ſoll das Schiff an dem Orte bleiben, wo es ſich 
bei deſſen Einleitung befindet. 

Wenn es jedoch die Handelskonjunktur und das Beſte der Intereſſenten 
rathſam erſcheinen läßt, jo kann der Antritt einer neuen Fahrt auf Antrag der 
Intereſſenten von dem Gericht unter der Bedingung einer gehörigen Verſicherung 
des Schiffes geſtattet werden. 

$. 164. 


Dem Antrage auf Zwangsverſteigerung iſt ſtatt der in $. 14 Nr. 1 bis 3 

bezeichneten Urkunden beizufügen: 

1) eine Urkunde, welche glaubhaft macht, daß der Schuldner das Schiff 
als Eigenthümer beſitze, oder im Falle des Artikels 764 des Handels— 
geſetzbuchs als Schiffer führe; 

2) wenn das Schiff in das Schiffsregiſter eingetragen iſt, ein Auszug 
aus demſelben, welcher alle noch gültigen, das Schiff betreffenden Ein⸗ 
tragungsvermerke enthält. 


$. 165. 


Auf Antrag des Gläubigers veranlaßt das Gericht die zur Bewachung, 
Verwahrung und Erhaltung des Schiffes erforderlichen Maßregeln. 

Durch dieſe Maßregeln wird die Beſchlagnahme des Schiffes in gleicher 
Weiſe wie durch die Zuſtellung des Einleitungsbeſchluſſes bewirkt. 

Das Gericht kann die Aufhebung dieſer Maßregeln anordnen, wenn der 
zur Fortſetzung derſelben nöthige Geldbetrag von dem Gläubiger nicht vor⸗ 
geſchoſſen wird. 

$. 166. 

ft die Beſchlagnahme des Schiffes ($. 16) für einen Schiffsgläubiger 
auf Grund eines gegen den Schiffer erlaſſenen Urtheils erfolgt, ſo iſt dieſelbe 
auch gegen den Eigenthümer wirkſam. 

Ein nach der Beſchlagnahme eingetretener Wechſel des Eigenthümers oder 
des Schiffers hindert nicht die Fortſetzung des Verfahrens. 

Stellt ſich heraus, daß das Schiff ſich zur Zeit der Beſchlagnahme nicht 
im Gerichtsbezirk befunden hat, ſo iſt das Verfahren aufzuheben. 


$. 167. 


Der Antrag auf Einleitung des Verfahrens wird in das Schiffsregiſter 
nicht eingetragen. 
(Nr. 8949.) 
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Nach erfolgter Beſchlagnahme eines im Schiffsregiſter eingetragenen Schiffes 
erſucht das Gericht die das Regiſter führende Behörde um Mittheilung, ob und 


welche das Schiff betreffenden Eintragungen oder Löſchungen nach Ertheilung des 
nach $. 164 vorgelegten Auszugs erfolgt find. 


$. 168. 


Iſt das Verfahren gegen den Schiffer eingeleitet, ſo gehören zu den Inter— 
eſſenten des Verfahrens ($. 21) 

1) der Eigenthümer des Schiffes, 

2) ein nach dem Schuldner eingetretener Schiffer, 
ſofern dieſe Perſonen ſich zu den Vollſtreckungsakten gemeldet und ihre Rechte 
glaubhaft gemacht haben. 

Iſt ein neuer Schiffer als Intereſſent eingetreten, ſo ſcheidet der frühere 
Schiffer als Intereſſent aus. 


$. 169. 


Zu den Intereſſenten des Verfahrens gehören an Stelle der in F. 21 
Nr. 3 bezeichneten Perſonen diejenigen, welche als Schiffsgläubiger oder ſonſt 
dinglich Berechtigte von dem Gläubiger, dem Schuldner, oder den in $. 168 
bezeichneten Intereſſenten zu den Vollſtreckungsakten namhaft gemacht werden oder 
aus dem Schiffsregiſter oder den dem Gericht vorgelegten, zur Aufnahme von 
Verpfändungsvermerken beſtimmten Schiffspapieren erſichtlich find. 


$. 170. 


Das Schiff wird durch den Verkauf von allen dinglichen Rechten frei, 
ſoweit dieſelben nicht von dem Erſteher übernommen werden. Die Vorſchriften 
über die Nothwendigkeit und die Feſtſtellung eines geringſten Gebots ($$. 22, 
53 bis 59) finden nicht Anwendung. 


F. 171. 


Aus dem Kaufgelde des Schiffes werden in der nachſtehenden Reihenfolge 

berichtigt: 

1) die Forderungen der Schiffsgläubiger in der Reihenfolge und dem 
Umfange, welche durch Artikel 757 bis 773 des Handelsgeſetzbuchs 
feſtgeſetzt find; 

2) alle übrigen bis zur Beſchlagnahme des Schiffes entſtandenen dinglichen 
Anſprüche nach der durch die Vorſchriften des bürgerlichen Rechts zu 
9 0 56 Reihenfolge und nach Maßgabe der Vorſchriften der 

35, 36, 
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3) die in $. 30 bezeichneten Forderungen nach Maßgabe der Vorſchriften 
der $$. 30, 35, 36; 

4) die in $. 37 bezeichneten Rückſtände von den nach Nr. 2, 3 zu be 

richtigenden Anſprüchen. 

Bezüglich derjenigen Schiffe, auf welche die Artikel 757 bis 773 des 
Handelsgeſetzbuchs nicht Anwendung finden, bleiben die beſtehenden Vorſchriften 
über die vorzugsweiſe Befriedigung von Forderungen, welche nicht zu den unter 
Nr. 2 bis 4 bezeichneten gehören, in Kraft. 


$. 172. 


Die Bekanntmachung des Verſteigerungstermins muß an Stelle des in 
$. 40 Nr. 8 bezeichneten Inhalts die Aufforderung an alle Schiffsgläubiger und 
ſonſtigen Realberechtigten enthalten, ihre Rechte bei der Verſteigerung wahrzunehmen, 
insbeſondere ihre Anſprüche ſpäteſtens bei der Verhandlung über die Vertheilung 
des zu erzielenden Kaufpreiſes anzumelden, widrigenfalls dieſelben bei dieſer Wer- 
theilung unberückſichtigt bleiben werden, ſoweit fie nicht aus dem Schiffsregiſter 
oder den dem Gericht vorgelegten, zur Aufnahme von Verpfändungsvermerken 
beſtimmten Schiffspapieren erſichtlich ſind. 


$. 173. 


Die Verſteigerungsfriſt (§. 42) beträgt bei regiſtrirten Seeſchiffen drei 
Monate, bei anderen Schiffen vier Wochen bis drei Monate, in den durch dieſes 
Geſetz beſtimmten Fällen der Abkürzung der Friſt für Schiffe jeder Art zwei bis 
ſechs Wochen. 

§. 174. 


Bei Veröffentlichung der Bekanntmachung des Verſteigerungstermins ($. 46) 
kann die Einrückung in den Anzeiger des Amtsblatts durch Anheftung in der 
Ortsgemeinde nicht erſetzt werden. 

Die Veröffentlichung erfolgt, wenn ein regiſtrirtes Seeſchiff verſteigert werden 
ſoll, auch durch Einrückung in den Anzeiger des Amtsblatts der Regierung (Land— 
droſtei), in deren Bezirk das Schiff ſeinen Heimathhafen hat; wenn ein anderes 
Schiff verſteigert werden ſoll, auch durch Einrückung in den Anzeiger des Amts⸗ 
blatts der Regierung (Landdroſtei), in deren Bezirk der Eigenthümer des Schiffes 
einen zu den Vollſtreckungsakten angezeigten Wohnſitz hat. 


$. 175. 


An Stelle der nach den Vorſchriften des $. 98 zuläſſigen Verwaltung tritt 
die gerichtliche Bewachung und Verwahrung des verſteigerten Schiffes. 
Die Vorſchriften des §. 165 Abſatz 3 finden hierbei entſprechende Anwendung. 
(Nr. 8949.) 
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a $. 176. 


In den Theilungsplan find an Stelle der in $.106 Nr. 1 bezeichneten 
Laſten und Forderungen und in dem daſelbſt bezeichneten Umfange von Amts- 
wegen die Forderungen aufzunehmen, welche aus dem Schiffsregiſter oder den 
dem Gericht vorgelegten, zur Aufnahme von Verpfändungsvermerken beſtimmten 
Schiffspapieren erſichtlich ſind. 

Eintragungen in dem Schiffsregiſter, welche nach der Beſchlagnahme 
erfolgt ſind, werden nur berückſichtigt, wenn ſie ſpäteſtens im Termine nach⸗ 
gewieſen werden. 


$. 177. 


Iſt das verſteigerte Schiff ein im Schiffsregiſter eingetragenes Seeſchiff, 
fo finden die Beſtimmungen des §. 124 in Betreff der Eintragung des Erſtehers 
in das Regiſter, der Löſchung der im Regiſter eingetragenen nicht übernommenen 
Pfandrechte, ſowie der Eintragung des Pfandrechts für den etwaigen Kaufgeld⸗ 
rückſtand entſprechende Anwendung. Die Eintragungen und Löſchungen erfolgen 
auf Erſuchen des Gerichts. 

Das Pfandrecht für den Kaufgeldrückſtand wird durch die Eintragung 
begründet, wenn auch der Erſteher inzwiſchen das Schiff weiter veräußert hat. 
Das Pfandrecht geht allen übrigen Pfandrechten mit Ausnahme desjenigen der 
Schiffsgläubiger vor. 


$. 178. 


Die Vollziehung eines Arreſtbefehls in ein Schiff erfolgt durch Pfändung 
nach den Vorſchriften der Civilprozeßordnung über die Zwangsvollſtreckung in 
bewegliche körperliche Sachen. Auf Antrag des Gläubigers veranlaßt das Gericht 
die zur Bewachung und Verwahrung des Schiffes erforderlichen Maßregeln. 

Iſt die Zwangsverſteigerung des Schiffes bereits eingeleitet, ſo iſt die nach 
$. 727 Abſatz 2 der Civilprozeßordnung zuzuſtellende Abſchrift des Pfändungs⸗ 
protokolls dem Vollſtreckungsgericht einzureichen. 

Die Pfändung ſteht im Sinne des F. 36 einer bei Einleitung einer Zwangs⸗ 
verwaltung erfolgten Beſchlagnahme gleich. 


$. 179. 


Für die Zwangsvollſtreckung in eine Schiffspart ift das Gericht des Heimath⸗ 
hafens zuſtändig. 

Die Zwangsvollſtreckung erfolgt nach den Vorſchriften der Civilprozeß⸗ 
ordnung über die Zwangsvollſtreckung in das bewegliche Vermögen unter An. 
wendung des F. 754 derſelben. 

Die Pfändung wird durch Zuftellung des Gerichtsbeſchluſſes an den Schuldner 
oder an den Korreſpondentrheder bewirkt. Erfolgt die Zuſtellung zuerſt an den 
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Schuldner, ſo hat der Gerichtsvollzieher unter entſprechender Anwendung des 
§. 730 Abſatz 2 der Civilprozeßordnung auch die Zuſtellung an den Korreſpondent— 
rheder zu bewirken. 

Mit dem Antrage auf Anordnung des Verkaufs iſt ein in der letzten Woche 
vor dem Antrage ertheilter Auszug aus dem Schiffsregiſter ($. 164 Nr. 2) vor⸗ 
zulegen. Mit der Bekanntmachung des Verſteigerungstermins ($. 717 Abſatz 3 
der Civilprozeßordnung) find diejenigen, welche außer den Schiffsgläubigern Pfand— 
rechte an dem Schiffe oder an der Schiffspart haben, zur Wahrnehmung ihrer 
Rechte aufzufordern. 

Ergiebt der Auszug aus dem Schiffsregiſter, daß auf der Schiffspart außer 
dem Pfandrechte des betreibenden Gläubigers Pfandrechte ruhen, ſo iſt die Hinter— 
legung des Erlöſes anzuordnen. Die Vertheilung des Erlöſes erfolgt alsdann 
nach den Vorſchriften der $$. 759 bis 768 der Civilprozeßordnung unter Zu— 
ziehung der im Schiffsregiſter eingetragenen Gläubiger. Dieſe ſind nach der 
Vorſchrift des $. 759 der Civilprozeßordnung zur Einreichung einer Berechnung 
aufzufordern. In Ermangelung einer ſolchen Berechnung ſind deren Forderungen 
in dem durch F. 35 beſtimmten Umfange in den Vertheilungsplan von Amts⸗ 
wegen aufzunehmen. 

Andere Pfandgläubiger haben ihren Anſpruch auf das Kaufgeld nach den 
Vorſchriften des §. 710 der Civilprozeßordnung zu verfolgen. 


Dritter Abſchnitt. 
Zwangsverſteigerung und Zwangsverwaltung in beſonderen Faͤllen. 


$. 180. 

Die Vorſchriften der $$. 3, 4, 13 bis 179 finden entſprechende Anwen— 
dung, wenn die Zwangsverſteigerung oder Zwangsverwaltung von dem Konkurs⸗ 
verwalter beantragt wird. 

Die Vorſchriften der $$. 3, 4, 13 bis 138, 155 bis 179 finden ent⸗ 
ſprechende Anwendung, wenn die Zwangsverſteigerung beantragt wird: 

1) von dem Benefizialerben oder dem Nachlaßpfleger im Geltungsbereiche 

des Allgemeinen Landrechts; 

2) von einem Miteigenthümer zum Zwecke der Auseinanderſetzung 

3) rückſichtlich des Bergwerkseigenthums auf Grund der $$. 159, 161, 

162, 234 des Berggeſetzes vom 24. Juni 1865 oder des $. 235 
deſſelben Geſetzes in der Faſſung des Geſetzes vom 9. April 1873 
(Geſetz-Samml. S. 181); 

4) auf Grund der $$. 40, 58, 60 des Allgemeinen Landrechts Theil I 

Titel 8. 

Im Falle der Nr. 2 iſt eine vorhergehende Anordnung des Verkaufes im 

Theilungsverfahren nicht erforderlich. Ob dem Miteigenthümer das Recht zuſteht, 
Gef. Samml. 1883. (Nr. 8949.) 33 
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dem Zwangsverkaufe zu widerſprechen, beſtimmt ſich nach den Vorſchriften des 
bürgerlichen Rechts. 


Bei der Zwangsverſteigerung oder Zwangsverwaltung von Grundſtücken 
wird die Zuſtändigkeit des Gerichts auch in dieſen Fällen nach den Vorſchriften 
der $$. 755, 756 der Civilprozeßordnung beſtimmt. 


$. 181. 


Dem Antrage auf Einleitung des Verfahrens find die Urkunden beizufügen, 
durch welche der Antrag begründet wird. 


e 


$. 182. 


Wird das Verfahren auf Antrag des Konkursverwalters, des Beneſizial⸗ 
erben oder des Nachlaßpflegers oder im Falle des $. 180 Abſatz 2 Nr. 3 auf 
Antrag der Gewerkſchaft oder des Eigenthümers eingeleitet, ſo iſt für die Be⸗ 
ſtimmung der laufenden und der rückſtändigen Leiſtungen (§. 36) an Stelle der j 
Zeit der Beſchlagnahme die Zeit der Zuſtellung des Einleitungsbeſchluſſes an den a 
Antragſteller maßgebend. { 
$. 183. 1 

Erfolgt die Zwangsverſteigerung auf Antrag des Konkursverwalters, ſo 
ſind auf Antrag eines Realberechtigten, deſſen Anſpruch auf den Erſteher nicht 
von ſelbſt übergeht und von dem Konkursverwalter anerkannt wird, bei der Feſt⸗ 
ſtellung des geringſten Gebots nur diejenigen Realanſprüche zu berückſichtigen, 
welche dem Anſpruche des antragenden Realberechtigten vorgehen. 5 


$. 184. 

Erfolgt die Zwangsverſteigerung auf Antrag des Benefizialerben oder des 
Nachlaßpflegers, ſo finden folgende beſondere Beſtimmungen Anwendung: 

1) Auf Antrag des Erben oder des Nachlaßpflegers iſt die baare Zahlung 
* des ganzen Kaufgeldes zur Kaufbedingung zu machen. 
AR 2) Auf Antrag eines Realberechtigten, deſſen Anſpruch auf den Erſteher 
15 nicht von ſelbſt übergeht und von dem Erben oder dem Nachlaßpfleger 
1 anerkannt wird, ſind bei der Feſtſtellung des geringſten Gebots nur 
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CR diejenigen Realanſprüche zu berüdfichtigen, welche dem Anſpruche des 
. Antragenden vorgehen. 
Bi}: 3) Wird wegen Mangels eines genügenden Gebots der Zuſchlag nicht 
1 ertheilt, ſo kann den bei Feſtſtellung des geringſten Gebots berüd- 
a fichtigten Realberechtigten die Befriedigung aus dem übrigen Nachlaffe 8 
verweigert werden. Dieſe Folge tritt nicht ein, wenn die Bekannt⸗ f 
machung des Verſteigerungstermins nicht die Angabe enthält, daß die 
Zwangsverſteigerung auf Antrag des Benefizialerben oder des Nachlaß— 
pflegers erfolgt. Sie tritt nicht gegen diejenigen Berechtigten ein, deren 
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nach Nr. 2 geſtellter Antrag durch den Widerſpruch des Erben oder 
des Nachlaßpflegers vereitelt worden iſt. 


$. 185. 


Erfolgt die Zwangsverſteigerung auf Antrag eines Miteigenthümers zum 
Zwecke der Auseinanderſetzung, jo finden folgende beſondere Beſtimmungen An- 
wendung: 


1) Die Wirkungen der Zwangsverſteigerung treten nur wider die Mit⸗ 
eigenthümer, dagegen wider andere Realberechtigte nur dann ein, wenn 
deren Recht auf dem Antheil des Antragſtellers nicht haftet. Ein 
Berechtigter, deſſen Recht hiernach unberührt bleibt, gehört nicht zu 
den Intereſſenten des Verfahrens. Die Vorſchriften über die Noth- 
wendigkeit und die Feſtſtellung eines geringſten Gebots ($. 22 Abſatz 1, 
$$. 53 bis 59) finden nicht Anwendung. 


2) Mit dem Einleitungsbeſchluß ſind der Antrag auf Einleitung des Ver⸗ 
fahrens und, wenn der Antragſteller als Miteigenthümer im Grund- 
buche nicht eingetragen iſt, die Urkunden, aus welchen das Miteigen⸗ 
thum ſich ergiebt, den übrigen Miteigenthümern zuzuſtellen. 

3) Die Bekanntmachung des Verſteigerungstermins muß bei der nach 
$. 40 Nr. 5 erforderlichen Angabe auch angeben, auf weſſen Antrag 
die Verſteigerung erfolgt. 

4) Die Vorſchriften des $. 62 Abſatz 3 und des $. 64 Abſatz 3 finden 
auf die Miteigenthümer nicht Anwendung. Jeder Miteigenthümer kann 
die nach $. 74 Abſatz 1 von ihm zu leiſtende Sicherheit auch nach den 
Vorſchriften des $. 64 Abſatz 2 und jede Sicherheit, welche mit Hypo⸗ 
theken oder Grundſchulden geleiſtet werden kann, durch eine auf ſeinem 
Grundſtücksantheil innerhalb der in $. 64 Abſatz 2 bezeichneten Grenzen 
bewirkte Eintragung leiſten. 


5) Die Vorſchriften des $. 70 Abſatz 1 finden auch dann Anwendung, 
wenn der Miteigenthümer, gegen welchen auf Zwangsverſteigerung 
angetragen worden iſt, ein Recht der daſelbſt bezeichneten Art geltend 
macht. g 

$. 186. 


Bei der Verſteigerung von Bergwerkseigenthum im Falle des F. 180 
Abſatz 2 Nr. 3 finden die Vorſchriften über die Nothwendigkeit und die Feſt⸗ 
ſtellung eines geringſten Gebots (F. 22 Abſatz 1, $$. 53 bis 59), ſowie die Vor⸗ 
ſchriften des §. 49 nicht Anwendung. 

Erfolgt die Verſteigerung auf Antrag eines Gläubigers, ſo ſind mit dem 
Einleitungsbeſchluß der Antrag auf Einleitung des Verfahrens und, wenn der 
Antragſteller als Gläubiger im Grundbuche nicht eingetragen iſt, die Urkunden, 
aus welchen das Recht deſſelben ſich ergiebt, dem Schuldner zuzuſtellen. 

(Nr. 8949.) 33" 
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$. 187. 

Erfolgt die Zwangsverſteigerung auf Grund der $$. 40, 58, 60 Allgemeinen 
Landrechts Theil I Titel 8, fo finden die Vorſchriften der SS. 41 bis 57, 59 ebenda 
Anwendung. Die nach den Vorſchriften der §§. 45 bis 47 zuläſſigen Angebote 
der Gläubiger find nur bei der Verſteigerung zuläſſig. 


Vierter Abſchnitt. 
Verfahren bei nicht vollendetem Grundbuche. 


$. 188. 


Sofern für Grundſtücke, Bergwerkseigenthum oder Gerechtigkeiten ein 
Grundbuchblatt oder ein Artikel im Grundbuche noch nicht angelegt iſt, oder auf 
Grundſtücke die Vorſchriften des Geſetzes über den Eigenthumserwerb ꝛc. vom 
5. Mai 1872 noch nicht anwendbar ſind, finden folgende beſondere Vorſchriften 
Anwendung. 

$. 189. 

Vollſtreckbare Forderungen ſind unter entſprechender Anwendung der $$. 6 
bis 11: 

1) im Geltungsbereiche des Allgemeinen Landrechts mit Ausnahme des 
vormals Hannoverſchen Eichsfeldes, in Neuvorpommern und Rügen 
und im Bezirk des vormaligen Appellationsgerichts zu Caſſel bei An 
legung des Grundbuchblatts oder Artikels auf Grund des vorher 
geſtellten Antrags mit dem nach der Zeit des letzteren zu beſtimmenden 
Range einzutragen; 

2) in denjenigen Theilen der Provinz Hannover, in welchen Hypotheken⸗ 
bücher fortgeführt werden, in den Hohenzollernſchen Landen und im 
Bezirk des vormaligen Juſtizſenats zu Ehrenbreitſtein in das Hypotheken— 
buch einzutragen; 

3) in der Provinz Schleswig-Holſtein in das Schuld⸗ und Pfandprotokoll 
aufzunehmen. 

In gleicher Weiſe erfolgt in dem Geltungsbereiche der Verordnung vom 

16. Juni 1820 (Gejeg-Samml. S. 106) und der Deklaration vom 28. Juli 1838 
(Geſez-Samml. S. 428), ſowie im Jadegebiet auch die Erwerbung eines Pfand- 
rechts nach Maßgabe jener Verordnung und der $$. 28, 29 des Geſetzes vom 
23. März 1873 (Geſetz⸗Samml. S. 111). 


$. 190. 


Bei dem Antrage auf Zwangsverſteigerung oder Zwangsverwaltung ſind 
ſtatt der in §. 14 Nr. 2, 3 bezeichneten Urkunden ſolche Urkunden vorzulegen, 
welche glaubhaft machen, daß der Schuldner den Gegenſtand der Zwangsvoll⸗ 
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ſtreckung als Eigenthümer befige. Es genügen hierzu insbeſondere die Nachweiſe, 

welche die Eintragung des Schuldners als Eigenthümers im Grundbuche oder 

den Antrag auf Erlaß eines dieſe Eintragung bezweckenden Aufgebots begründen. 
Die Vorſchrift des §. 139 Abſatz 2 wird hierdurch nicht berührt. 


§. 191. 

Iſt nach Einleitung der Zwangsverſteigerung das Erſuchen um Eintragung 
des in F. 18 bezeichneten Vermerks bei dem Grundbuchrichter eingegangen, ſo 
hat dieſer dem Gericht ein Verzeichniß derjenigen Anſprüche mitzutheilen, welche 
nach den für die einzelnen Landestheile beſtehenden Vorſchriften bei Anlegung des 
Grundbuchblatts oder Artikels von Amtswegen oder auf Grund bereits erfolgter 
Anmeldung in das Grundbuch einzutragen ſind. 

Aus dem Verzeichniſſe muß außer dem Gegenſtande des Anſpruchs, den zu 
Grunde liegenden Urkunden und der Perſon der Berechtigten erſichtlich ſein, ob 
die Anſprüche endgültig oder als Vormerkung, und in welcher Reihenfolge die- 
ſelben einzutragen ſind. 

Mit der Mittheilung find die nach §. 19 erforderlichen Nachrichten über 
die Realberechtigten und deren Vertreter zu verbinden. 


$. 192. 
Der Vermerk über den Antrag auf Zwangsverſteigerung oder Zwangs⸗ 
verwaltung ($$. 18, 139) iſt ſpäteſtens bei Anlegung des Grundbuchblatts oder 


Artikels einzutragen. 
§. 193. 


Das von dem Grundbuͤchrichter mitgetheilte Verzeichniß der Realanſprüche 
tritt bei Anwendung des $. 40 Nr. 7 und der $$. 52, 149 an die Stelle der 
Abſchrift des Grundbuchblatts oder Artikels. 

Die in dem Verzeichniß namhaft gemachten Berechtigten ſind Intereſſenten 
des Verfahrens (F. 21). 

$. 194. 


Die Rangordnung der Realberechtigten wird nach den bisherigen Vor⸗ 
ſchriften beſtimmt. Jedoch gehen die in den §F. 24 bis 28 bezeichneten Anſprüche 
in der dort angegebenen Reihenfolge allen anderen Anſprüchen vor. Auch kommen 
die HH. 35 bis 38 zur Anwendung. 


$. 195. 

Die an die Realberechtigten zu erlaſſende Aufforderung ($. 40 Nr. 8) iſt 
dahin zu richten, daß ſie Anſprüche, welche nicht von ſelbſt auf den Erſteher 
übergehen, und den für dieſelben behaupteten Rang ſpäteſtens im Verſteigerungs⸗ 
termin vor der Aufforderung zur Abgabe von Geboten anmelden und, falls der 
betreibende Gläubiger widerſpricht, dem Gericht glaubhaft machen, widrigenfalls 
die Anſprüche, ſoweit dieſelben oder deren Rang nicht aus den Mittheilungen des 

Or. 8949.) 
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Grundbuchrichters hervorgehen, bei Feſtſtellung des geringſten Gebots nicht be— 


rückſichtigt werden und bei Vertheilung des Kaufgeldes gegen die berückſichtigten 
Anſprüche im Range zurücktreten. 


$. 196. 


Bei Feſtſtellung des geringſten Gebots ($. 53), bei Aufſtellung des Ver⸗ 
theilungsplans ($. 106) und bei Beſtimmung der Parteirollen im Falle des 
Widerſpruchs gegen den Vertheilungsplan ($. 114) find die aus dem Verzeichniſſe 
des Grundbuchrichters (§. 191) ſich ergebenden Anſprüche als im Grundbuch ein- 
getragene zu behandeln. 

8 8 

Im Sinne des $. 108 ſteht das Verzeichniß des Grundbuchrichters ($. 191) 
dem Grundbuche gleich. 

Die Rangordnung der Forderungen, welche weder aus dieſem Verzeichniſſe 
ſich ergeben, noch gemäß $. 195 rechtzeitig angemeldet find, wird dem nach 
§. 195 anzudrohenden Rechtsnachtheil gemäß beſtimmt. 


$. 198. 

Die Eintragung des rückſtändigen Kaufgeldes ($. 124) iſt auf die von dem 
Erſteher in Anrechnung auf den Kaufpreis übernommenen Forderungen zu 
erſtrecken. 

Durch die Eintragung wird ein Pfandrecht begründet, wenn auch der Er⸗ 
ſteher inzwiſchen den erſtandenen Gegenſtand weiter veräußert hat. Das Pfand⸗ 


recht geht allen anderen von dem Erſteher oder deſſen Rechtsnachfolger bewilligten 


oder gegen dieſelben erwirkten Eintragungen vor. 

In den Provinzen Schleswig⸗Holſtein und Hannover iſt das Pfandrecht 
für das Kaufgeld, wenn die Anlegung des Grundbuchblatts oder Artikels noch 
nicht erfolgen kann (F. 11 des Geſetzes vom 27. Mai 1873, Geſetz-Samml. S. 241, 
und Artikel 1 des Geſetzes vom 31. Januar 1879, Geſetz-Samml. ©. 12, $. 31 
des Geſetzes vom 28. Mai 1873, Geſetz-Samml. S. 253, und Geſetz vom 
29. Januar 1879, Geſetz-Samml. S. 11), auf das von Amtswegen zu erlaſſende 
Erſuchen des Gerichts auch in das Schuld- und Pfandprotokoll aufzunehmen 
oder in das Hypothekenbuch einzutragen. 


Fünfter Abſchnitt. 
Schluß⸗ und Uebergangsbeſtimmungen. 


$. 199. 

In den Hohenzollernſchen Landen tritt für die Vorſchriften dieſes Geſetzes 
an Stelle des Grundſteuerreinertrags und des Gebäudeſteuernutzungswerths der 
Steueranſchlag, und an Stelle des Auszugs aus den Steuerrollen ein Auszug 
aus dem Beſitz- und Steuerhefte des Schuldners. 
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Hypotheken und Grundſchulden müſſen, um nach der Vorſchrift des §. 64 
Abſatz 2 zur Sicherheitsleiſtung benutzt werden zu können, innerhalb des Steuer- 
anſchlags eingetragen ſein. 
$. 200. 


Im Geltungsbereiche des Geſetzes vom 29. Mai 1873, betreffend das Grund— 
buchweſen im Bezirke des vormaligen Appellationsgerichts zu Caſſel (Geſetz-Samml. 
S. 273), gehen im Falle der Zwangsverſteigerung Grundgerechtigkeiten, welche 
der Eintragung in das Grundbuch bedürfen, wenn ſie der Forderung des 
betreibenden Gläubigers vorgehen, auf den Erſteher von ſelbſt über. Steht eine 
ſolche Grundgerechtigkeit dem Anſpruche des betreibenden Gläubigers nach, ſo 
finden die Vorſchriften des $. 60 Abſatz 1 Anwendung. 

Das Gleiche gilt im Geltungsbereiche des Geſetzes vom 28. Mai 1873, 
betreffend das Grundbuchweſen in der Provinz Hannover (Geſetz-Samml S. 253), 
für die der Eintragung in das Grundbuch bedürfenden Domänen-Amortiſations⸗ 
und Rentenbankrenten. 


$. 201. Ä 


Stehen im Geltungsbereiche des Geſetzes vom 29. Mai 1873, betreffend 
das Grundbuchweſen im Bezirke des vormaligen Appellationsgerichts zu Caſſel, 
bei dem zur Zwangsverſteigerung geſtellten Grundſtücke Hypotheken eingetragen, 
welche vor dem 1. Juli 1874 entſtanden und noch nicht nach §. 43 des erwähnten 
Geſetzes umgewandelt ſind, ſo iſt die nach §. 40 Nr. 8 an die Realberechtigten 
zu richtende Aufforderung auch dahin zu erlaſſen, die Anſprüche aus ſolchen 
Hypotheken ſpäteſtens im Verſteigerungstermine vor der Aufforderung zur Abgabe 
von Geboten anzumelden, widrigenfalls dieſelben bei Feſtſtellung des geringſten 
Gebots nicht berückſichtigt werden und bei Vertheilung des Kaufgeldes gegen die 
berückſichtigten Anſprüche im Range zurücktreten. 

Anſprüche aus ſolchen Hypotheken ſind bei Feſtſtellung des geringſten 
Gebots nur zu berückſichtigen ($$. 55, 56), wenn ſie rechtzeitig angemeldet find. 

Die Aufnahme der Anſprüche aus ſolchen Hypotheken in den Vertheilungs- 
plan ($. 106) erfolgt nur auf Grund der vor oder in dem Vertheilungstermine 
erfolgten Anmeldung. 

Die bei der Feſtſtellung des geringſten Gebots berückſichtigten Anſprüche 
gehen, ſoweit fie mit dem beanſpruchten Realrechte feſtgeſtellt werden, den An— 
ſprüchen aus Hypotheken der bezeichneten Art, welche nicht ſpäteſtens im Ver⸗ 


ſteigerungstermine vor der Aufforderung zur Abgabe von Geboten angemeldet a 


find, vor ($. 108). 

Hypotheken der bezeichneten Art werden dadurch, daß fie von dem Er⸗ 
ſteher in Anrechnung auf den Kaufpreis übernommen werden, zu der rechtlichen 
Bedeutung eines nach dem Geſetze vom 5. Mai 1872 begründeten Hypotheken⸗ 
rechts erhoben ($. 43 des Geſetzes vom 29. Mai 1873). 

Die Vorſchrift des dritten Abſatzes findet auch bei der Aufſtellung des 
Vertheilungsplans im Verfahren der Zwangsverwaltung (F. 149) Anwendung. 

(Nr. 8949.) 
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$. 202. | 


Die Befugniſſe der Kreditinftitute, unter anderen als den in dieſem Geſetze 
bezeichneten Vorausſetzungen der Ertheilung des Zuſchlags bei der Zwangs⸗ 
verſteigerung zu widerſprechen, wird aufgehoben. 

Im Uebrigen wird in den beſonderen Rechten der beſtehenden Kredit⸗ 
verbände bei der Zwangsvollſtreckung in die zu denſelben gehörigen oder von 
denſelben beliehenen Grundſtücke durch die Beſtimmungen dieſes Geſetzes nichts 
geändert. 

§. 203. 

Die Vorſchriften des $. 54 der Verordnung über das Verwaltungszwangs⸗ 

verfahren vom 7. September 1879 (Geſetz-Samml. S. 591) bleiben in Kraft. 


F. 204. 


Die Beſtimmungen des $. 125 treten im Sinne des Artikels V des Ge- 
ſetzes vom 12. März 1869 (Geſetz Samml. S. 465) an Stelle des 5. 56 der 
Konkursordnung vom 8. Mai 1855 in der Faſſung des erwähnten Geſetzes. 
Mit dieſer Maßgabe bleiben die Artikel V, VI, VII des erwähnten Geſetzes 
in Kraft. 

§. 205. 

Iſt in dem Verfahren der Zwangsverſteigerung eine Hypothek oder Grund⸗ 
ſchuld, welche auf mehreren Grundſtücken ungetheilt haftet, bei der Feſtſtellung 
des geringſten Gebots berückſichtigt, und ein zur Befriedigung des betreibenden 
Gläubigers ausreichendes Gebot nicht abgegeben worden, und iſt für die Forderung 
des betreibenden Gläubigers eins der für die erſtere Forderung mithaftenden 
Grundſtücke gleichfalls mitverhaftet, jo iſt der betreibende Gläubiger berechtigt, 
die Abtretung der erſteren Forderung gegen vollſtändige Berichtigung derſelben zu 
fordern. Iſt die Forderung nicht fällig, ſo kann das Recht nur mit einer 
Kündigungsfriſt von drei Monaten unter Verpflichtung des Kündigenden zur 
Zahlung ausgeübt werden. 

Verzichtet der Gläubiger der abzutretenden Forderung darauf, daß dieſelbe 
ungetheilt auf denjenigen Grundſtücken hafte, auf welchen die Forderung des 
betreibenden Gläubigers ungetheilt haftet, und bewilligt er demgemäß die theil- 
weiſe Löſchung ſeiner Forderung, ſo iſt er zur Abtretung nicht verpflichtet. Die 
Beſchränkung der Haftung kann ſowohl durch Vertheilung der Forderung auf 


einzelne Grundſtücke, als auch durch Uebertragung der ganzen Forderung auf ein 


Grundſtück, als das allein haftende, erfolgen. Die Mithaftung ſolcher Grund— 
ſtücke, welche für die Forderung des betreibenden Gläubigers nicht mithaften, 
kann unverändert beſtehen bleiben. 

Die gleichen Rechte wie der betreibende Gläubiger hat jeder demſelben 
nachſtehende Gläubiger, wenn ſeine Forderung nach Berückſichtigung der auf 
mehreren Grundſtücken ungetheilt haftenden Hypothek oder Grundſchuld auf 
Grund der Vorſchriften der $$. 59, 117 bedingt zur Hebung gekommen iſt. 
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Weitergehende Beſtimmungen des bürgerlichen Rechts über das Recht der 
Pfandgläubiger auf Abtretung vorgehender Forderungen bleiben unberührt. 


F. 206. 


o lange bewegliche Gegenſtände, welche zur Immobiliarmaſſe gehören, 
nicht im Wege der Zwangsvollſtreckung in das unbewegliche Vermögen in 
Beſchlag genommen find ($$. 16, 140), unterliegen dieſelben der Zwangs— 
vollſtreckung in das bewegliche Vermögen. N 

Einer Zwangsvollſtreckung dieſer Art in bewegliche Theile oder Zubehörungen 
eines Gegenſtandes des unbeweglichen Vermögens kann jedoch jeder Realberechtigte 
widerſprechen. Die Vorſchriften des $. 690 der Civilprozeßordnung finden hierbei 
entſprechende Anwendung. 


4 


$. 207. 


Dieſes Geſetz tritt am 1. November 1883 in Kraft. 

Die vor dem Inkrafttreten dieſes Geſetzes beantragten Zwangsvollſtreckungen 
in unbewegliches Vermögen, ſowie die vor dieſem Zeitpunkte beantragten Zwangs⸗ 
verſteigerungen und Zwangsverwaltungen in den im $. 180 bezeichneten Fällen 
werden nach den bisherigen Vorſchriften und den Vorſchriften der nachſtehenden 
Paragraphen erledigt. 


$. 208. 


Ein Gläubiger, welcher vor dem Inkrafttreten dieſes Geſetzes die Zwangs⸗ 
verſteigerung oder die Zwangsverwaltung beantragt hat, erlangt durch die nach 
den bisherigen Vorſchriften erfolgende Beſchlagnahme die mit der Beſchlagnahme 
nach den Vorſchriften dieſes Geſetzes verbundenen Rechte ($$. 30, 143, 147). 
Iſt jene Beſchlagnahme vor dem Inkrafttreten dieſes Geſetzes erfolgt, jo tritt die 
bezeichnete Wirkung mit dem Inkrafttreten dieſes Geſetzes ein. 

Der Beitritt zu einer Zwangsvollſtreckung erfolgt nach den Vorſchriften 
dieſes Geſetzes. 


$. 209. 


Geht in einem Verfahren der Zwangsverwaltung der bisherige Verwalter 
ab, fo erfolgt die Beſtellung des neuen Verwalters nach Maßgabe des F. 142 
dieſes Geſetzes. 

In gleicher Weiſe erfolgt auf Antrag des Gläubigers die Neubeſtellung 
des bisherigen Verwalters. 

In beiden Fällen findet der §. 144 dieſes Geſetzes Anwendung. 


$. 210. 


In einem Verfahren der Zwangsverwaltung erfolgt die fernere Vertheilung 
der Einkünfte unter Anwendung der $$. 148 bis 153 und, ſoweit Einkünfte in 
Gef. Samml. 1883. (r. 8949.) 34 


EEE 
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Frage ftehen, welche zur Zeit des Inkrafttretens dieſes Geſetzes noch nicht in 
Geld erhoben oder in Geld umgeſetzt waren, unter Anwendung des $. 147 
dieſes Geſetzes. Das nach den bisherigen Vorſchriften beſtehende Vorzugsrecht 
einer Forderung jedoch kommt rückſichtlich dieſer Einkünfte auch ferner in An⸗ 
wendung, wenn für die Forderung eine Beſchlagnahme bereits erfolgt war. 

Sind über die Vertheilung der Einkünfte bereits Beſtimmungen getroffen, 
fo verbleibt es bei denſelben mit Vorbehalt der Vorſchrift des H. 149 Abſatz 3. 


F. 211. 


Wo in einem Geſetze auf die bisherigen Vorſchriften über die Zwangs⸗ 
vollſtreckung in das unbewegliche Vermögen hingewieſen iſt, treten die Vorſchriften 
dieſes Geſetzes an deren Stelle. 


Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 
Gegeben Schloß Mainau, den 13. Juli 1883. 


(L. S.) Wilhelm. 


Fürſt v. Bismarck. v. Puttkamer. Lucius. Friedberg. v. Boetticher. 
v. Goßler. v. Scholz. Gr. v. Hatzfeldt. Bronſart v. Schellendorff. 
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(Nr. 8950.) Geſetz, betreffend die Gerichtskoſten bei Zwangsverſteigerungen und Zwangs⸗ 


verwaltungen von Gegenſtänden des unbeweglichen Vermögens. Vom 
18. Juli 1883. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen ır. 


verordnen, unter Zuſtimmung der beiden Häuſer des Landtages, für den Geltungs— 
bereich der Grundbuchordnung vom 5. Mai 1872, was folgt: 


$. 1. 

In dem Verfahren der Zwangsverſteigerung und der Zwangsverwaltung 
von Gegenſtänden des unbeweglichen Vermögens werden die Gebühren und Aus⸗ 
lagen unter Anwendung des Ausführungsgeſetzes zum Deutſchen Gerichtskoſten⸗ 
geſetz vom 10. März 1879 (Geſetz-Samml. S. 145) und des Geſetzes vom 
21. März 1882 (Geſetz-Samml. S. 129) nach den folgenden Vorſchriften erhoben. 


$. 2. 
In dem Verfahren der Zwangsverſteigerung werden erhoben: 


1) für den Erlaß der Bekanntmachung des Verſteigerungstermins zwei 
Zehntheile, 

2) für die Abhaltung des erſten Verſteigerungstermins zwei Zehntheile, 

3) für die Abhaltung eines jeden Verſteigerungstermins nach Abhaltung 

des erſten ein Zehntheil, 

4) für das Vertheilungsverfahren fünf Zehntheile der im §. 8 des Deutſchen 

Gerichtskoſtengeſetzes beſtimmten Gebühr. 

Bei Gegenſtänden von mehr als 100 000 Mark ſteigen die ferneren Werth⸗ 
klaſſen um je 3000 Mark und die Gebühren um je 10 Mark. 

Die Gebühr für den Erlaß der Bekanntmachung des Verſteigerungstermins 
wird nur einmal erhoben. Wird jedoch nach Abhaltung des bekannt gemachten 
Termins ein neuer Termin bekannt gemacht, ſo wird ein Zehntheil der bezeichneten 
Gebühr erhoben (F. 8 a. a. O.). 

Die Bekanntmachung des Verſteigerungstermins gilt als erlaſſen, wenn fie 
zur Veröffentlichung oder an einen der Intereſſenten abgeſandt worden iſt. 

Der Verſteigerungstermin gilt als abgehalten, wenn in demſelben nach 
Feſtſtellung der Kaufbedingungen zur Abgabe von Geboten aufgefordert worden iſt. 


$. 3. 
Für das Urtheil, durch welches im Verfahren der Zwangsverſteigerung 
der Zuſchlag ertheilt worden iſt, werden erhoben: 
a) von dem Betrage bis zu 300 Mark einſchließlich von je 75 Mark 
1,50 Mark, 
(Nr. 8950.) 34* 
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b) ug 15 Mehrbetrage bis zu 600 Mark einſchließlich von je 150 Mark 
1 art, 

e) 125 dem Mehrbetrage bis zu 1500 Mark einſchließlich von je 300 Mark 
1 Mark, 

d) von dem Mehrbetrage bis zu 3 000 Mark zuſätzlich 3 Mark, 

e) von dem Mehrbetrage bis zu 15000 Mark einſchließlich von je 3000 Mark 
3 Mark, 

f) von dem Mehrbetrage bis zu 30 000 Mark 6 Mark, 

g) von dem Mehrbetrage bis zu 60 000 Mark 6 Mark, 

h) von dem Mehrbetrage zuſätzlich noch 12 Mark. 

Daneben wird der Betrag des nach den Beſtimmungen der Stempelgeſetze 
zu berechnenden Werthſtempels erhoben. In den Hohenzollernſchen Landen wird 
bei der Eintragung des Erſtehers als Eigenthümers von dieſem die in Artikel 2 
$. 1 des Geſetzes vom 22. Juni 1875 (Geſetz-Samml. S. 235) beſtimmte Ab⸗ 
gabe erhoben. 

Wird bei einer Verſteigerung, welche zum Zwecke der Auseinanderſetzung 
unter Miteigenthümern erfolgt, der Zuſchlag einem Miteigenthümer ertheilt, ſo 
bleibt bei Berechnung der Gebühren, Stempel und Abgaben derjenige Theil des 
Meiſtgebots außer Betracht, welcher auf den dem Erſteher bereits zuſtehenden 
Antheil an dem verſteigerten Gegenſtande fällt. 

Wird das Urtheil aufgehoben, ſo werden die angeſetzten Beträge nicht er⸗ 
hoben oder, wenn ſie bezahlt ſind, erſtattet. 


$. 4. 

Die nach den $$.2, 3 zu erhebenden Gebühren werden nach dem Gebot 
berechnet, für welches der Zuſchlag ertheilt iſt. 

Erreicht das Gebot nicht zwei Drittheile des Werthes des Gegenſtandes, 
fo treten dieſe zwei Drittheile bei Berechnung der nach §. 2 Nr. 1, 2, 3 und 
F. 3 zu erhebenden Gebühren an Stelle des Gebots. — Iſt der Zuſchlag nicht 
ertheilt, ſo werden die nach §. 2 zu erhebenden Gebühren nach dem Werthe des 
Gegenſtandes berechnet. 

Bei Gegenſtänden, welche der Grundſteuer oder der Gebäudeſteuer unter⸗ 
liegen, iſt mit Ausnahme des Falles des §. 41 des Geſetzes, betreffend die 
Zwangsvollſtreckung in das unbewegliche Vermögen, der Werth auf den vierzig⸗ 
fachen Betrag des Grundſteuerreinertrages und den fünfundzwanzigfachen Betrag 
des Gebäudeſteuernutzungswerths zu beſtimmen. In den Hohenzollernſchen Landen 
iſt an Stelle des nach der Grund- und Gebäudeſteuer zu berechnenden Werthes 
der Steueranſchlag maßgebend. 

Die Gebühren für das Vertheilungsverfahren werden, wenn ein Intereſſent 
ſich für die Wiedererreichung eines Meiſtgebots verpflichtet hat ($. 74 des Geſetzes, 
betreffend die Zwangsvollſtreckung in das unbewegliche Vermögen), nach dieſem 
berechnet, ſofern daſſelbe das Gebot überſteigt, für welches der Zuſchlag ertheilt iſt. 


- 
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Die vollen Gebührenſätze, welche für Beträge von 75, 150 Mark u. ſ. w. 
beſtimmt ſind, werden auch für die nur angefangenen Beträge berechnet. 


F. 5. 


Betrifft das Verfahren der Zwangsverſteigerung mehrere Gegenſtände, ſo 
werden die in §. 2 beſtimmten Gebühren nach der Summe der für die einzelnen 
Gegenſtände maßgebenden Beträge berechnet. Werden durch das Urtheil mehrere 
Gegenſtände verſchiedenen Perſonen zugeſchlagen, ſo werden die in F. 3 beſtimmten 
Gebühren, Stempel und Abgaben nach den Perſonen der Erſteher geſondert berechnet. 


$. 6. 

Die im Verfahren der Zwangsverſteigerung bis zu dem Artheil über den 
Zuſchlag entſtehenden Gebühren werden, wenn der Zuſchlag ertheilt iſt, nicht vor 
dem Termin zur Vertheilung des Kaufgeldes erhoben. 

Iſt der Zuſchlag nicht ertheilt, ſo werden die Gebühren fällig, ſobald das 
den Zuſchlag verſagende Urtheil erlaſſen, oder das Verfahren ohne ſolches Urtheil 
beendigt iſt, oder das Verfahren nach Abhaltung des Verſteigerungstermins nur 
noch auf Antrag fortzuſetzen iſt. 

Iſt das Verfahren eingeſtellt, ſo werden mit dem Ablauf eines Jahres ſeit 
dem Erlaß des Einleitungsbeſchluſſes die bis dahin entſtandenen Gebühren fällig. 


$. 7. 

In dem Verfahren der Zwangsverwaltung werden für jedes Jahr fünf 
Zehntheile der in §. 8 des Deutſchen Gerichtskoſtengeſetzes beſtimmten Gebühr 
erhoben. Der Tag der Beſchlagnahme gilt als der erſte Tag eines jeden Ver⸗ 
waltungsjahres. 

Die Gebühr wird nach demjenigen Betrage der Einkünfte berechnet, welcher 
nach Berichtigung aller Ausgaben der Verwaltung und der in F. 148 Abſatz 2 
des Geſetzes, betreffend die Zwangsvollſtreckung in das unbewegliche Vermögen, 
bezeichneten laufenden Leitungen zur Vertheilung gelangt, mindeſtens jedoch nach 
dem Betrage des Grundſteuerreinertrages und des Gebäudeſteuernutzungswerthes. 
In den Hohenzollernſchen Landen tritt an Stelle des Grundſteuerreinertrages und 
Gebäudeſteuernutzungswerthes der Betrag von vier Prozent des Steueranſchlags. 

Die zur Vertheilung im Verſteigerungsverfahren abgeführten Beträge 
($. 150 Abſatz 2 des Geſetzes, betreffend die Zwangsvollſtreckung in das unbeweg⸗ 
liche Vermögen) werden den zur Vertheilung gelangten Beträgen zugezählt. 


§. 8. 

Die Gebühren im Verfahren der Zwangsverwaltung werden am Ende des 
Verfahrens und, wenn daſſelbe länger als ein Jahr dauert, am Ende eines jeden 
Jahres erhoben. 

(Nr. 8950.) 
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Iſt der Gegenſtand des Verfahrens vor Aufhebung deſſelben dem Ver— 
walter nicht übergeben oder nicht von demſelben in Beſitz genommen, ſo werden 
Gebühren nicht erhoben. | 

$. 9. 

Schreibgebühren werden nur für ſolche Abſchriften und Ausfertigungen 
erhoben, welche nur in Folge eines auf die Ertheilung gerichteten Antrags ertheilt 
werden. Schuldner derſelben iſt der Antragſteller. 

Bei dem Erlaß der Einleitungs- und Beitrittsbeſchlüſſe finden dieſe Be— 
ſchränkungen nicht Anwendung, in der Beſchwerdeinſtanz nur bei der Zuſtellung 
eines den Zuſchlag in der Zwangsverſteigerung ertheilenden Urtheils. 


$. 10. 


Für die von dem Vollſtreckungsgericht veranlaßte Thätigkeit des Grundbuch— 
oder Hypothekenrichters und des das Schiffsregiſter führenden Richters werden 
Gebühren nicht erhoben, mit Ausnahme jedoch der Eintragung des Erſtehers als 
Eigenthümers und der Eintragung rückſtändigen Kaufgeldes. 


$. 11. 


Der Antragſteller iſt verpflichtet, einen zur Deckung der baaren Auslagen 
hinreichenden Vorſchuß zu zahlen. 

Der Antragſteller haftet für die nach den $$. 2, 7 zu erhebenden Koſten, 
ſofern dieſelben nicht aus einer baar vorhandenen Theilungsmaſſe entnommen 
werden können. 

Für die von dem Antragſteller zu erhebenden Koſten und Koſtenvorſchüſſe 
haftet von mehreren Antragſtellern, ſofern dieſe nicht Mitberechtigte ſind, jeder 
ohne Rückſicht auf die Mitwerhaftung Anderer. 


$. 12. 


Bei dem Antrage auf Wiederverſteigerung eines verſteigerten Gegenſtandes 
($. 128 des Geſetzes, betreffend die Zwangsvollſtreckung in das unbewegliche 
Vermögen), ſowie bei dem Antrage auf Zwangsverſteigerung oder Zwangs— 
verwaltung in den Fällen des $. 180 des bezeichneten Geſetzes finden die Vor— 
ſchriften des $. 35 Nr. 2 und des F. 46 des Deutſchen Gerichtskoſtengeſetzes ent- 
ſprechende Anwendung. In den Fällen des $. 180 des bezeichneten Geſetzes wird 
die Gebühr, ſofern nicht ein Gläubiger der Antragſteller iſt, nach der Hälfte des 
Werthes des Gegenſtandes berechnet. 

Die Vorſchrift des $. 17 Abſatz 2 des Ausführungsgeſetzes zum Deutſchen 
Gerichtskoſtengeſetz vom 10. März 1879 wird aufgehoben. 


$. 13. 


Dieſes Geſetz tritt am 1. November 1883 in Kraft. 
Die Vorſchriften deſſelben finden auf Zwangsverſteigerungen, welche vor 
dem bezeichneten Tage beantragt ſind, nicht Anwendung. 
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Bei Zwangsverwaltungen, welche vor dem bezeichneten Tage eingeleitet 


ſind, werden die Gebühren für das ganze an dieſem Tage noch laufende Jahr 


nach den Vorſchriften dieſes Geſetzes erhoben. Der Anfang dieſes Jahres iſt 
nach Maßgabe des F. 7 zu beſtimmen. 

Schreibgebühren werden nach den bisherigen Vorſchriften nur inſoweit er⸗ 
hoben, als die Schreibarbeit vor dem Inkrafttreten dieſes Geſetzes beantragt oder 
angeordnet iſt. 

Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 


Gegeben Bad Gaſtein, den 18. Juli 1883. 


(L. S.) Wilhelm. 


Fürſt v. Bismarck. v. Puttkamer. Lucius. Friedberg. v. Boetticher. 
v. Goßler. v. Scholz. Gr. v. Hatzfeldt. Bronſart v. Schellendorff. 
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Bekanntmachung. 


Nach Vorſchrift des Geſetzes vom 10. April 1872 (Geſetz-Samml. S. 357) 
ſind bekannt gemacht: 


1) der Allerhöchſte Erlaß vom 21. Februar 1883, betreffend die Verleihung 
des Enteignungsrechts an die Stadtgemeinde Rügenwalde behufs Erwer⸗ 
bung der laut Vertrag vom 7./15. September 1880 beziehungsweiſe 
18./28. Juni 1881 dem Staate zur Herſtellung und Erweiterung der 
Hafenanlagen in Rügenwaldermünde zu überweiſenden Grundſtücke, durch 
das Amtsblatt der Königl. Regierung zu Cöslin Nr. 32 S. 179, aus⸗ 
gegeben den 9. Auguſt 1883; 


2) der Allerhöchſte Erlaß vom 2. April 1883, betreffend die Verleihung des 
Enteignungsrechts an die Gemeinde Frielendorf im Kreiſe Ziegenhain für 
die zur Herſtellung des Verbindungsweges von dem Dorfe Frielendorf 
nach dem Bahnhofe gleichen Namens und von dort weiter bis zum An— 
ſchluß an den von Ropperhauſen nach Spieskappel führenden Landweg 
erforderlichen Grundſtücke, durch das Amtsblatt der Königl. Regierung 

zu Caſſel Nr. 18 S. 78, ausgegeben den 25. April 1883, 


3) der Allerhöchſte Erlaß vom 6. Juni 1883, betreffend die Verleihung des 
Enteignungrechts bezüglich der auf Koſten des Staats erfolgenden Zu— 
ſchüttung des grünen Grabens und des Münzgrabens zu Berlin, durch 
das Amtsblatt der Königl. Regierung zu Potsdam und der Stadt Berlin 
Nr. 30 S. 259, ausgegeben den 27. Juli 1883; 


40 der Allerhöchſte Erlaß vom 27. Juni 1883, betreffend die Herabſetzung 
des Zinsfußes der ſeitens der Stadt Schönebeck auf Grund des Aller- 
höchſten Privilegiums vom 26. Juli 1878 ausgegebenen Anleiheſcheine 
von vier und einhalb auf vier Prozent, durch das Amtsblatt der Königl. 
Regierung zu Magdeburg Nr. 31 S. 229, ausgegeben den 4. Auguſt 1883, 


5) der Allerhöchſte Erlaß vom 29. Juni 1883, betreffend die Verleihung 
des Enteignungsrechts an die Stadtgemeinde Berlin zum Zwecke der Ein— 
legung eines Druckrohrs der allgemeinen Kanaliſation der Stadt Berlin 
in die den Gemeindeverwaltungen von Groß Lichterfelde und Steglitz 
unterſtellten Wegeterrains, durch das Amtsblatt der Königl. Regierung 
zu Potsdam und der Stadt Berlin Nr. 32 S. 275, ausgegeben den 
10. Auguſt 1883. 


Redigirt im Bureau des Staatsminiſteriums. 
Berlin, gedruckt in der Reichsdruckerei. 


